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Vorwort


Nach Abschluß meines Zweitstudiums als Master of Arts im Fach Geschichte an der Eberhard Karls-Universität in Tübingen habe ich auf Anregung von Herrn a. pl. Professor Dr. Dr. Harald Lönnecker meine Dissertation mit dem Titel „Als die Republik die Studenten verlor – Studenten im Freikorpseinsatz von der Novemberrevolution bis zur Unterzeichnung des Versailler Vertrages“ begonnen.


Leider ist Professor Lönnecker bereits am 6. Juli 2022 im Alter von noch nicht einmal 60 Jahren verstorben. Damit schien meine bis dahin erbrachte mehrjährige wissenschaftliche Arbeit vergebens gewesen zu sein. Doch hat sich Herr Professor Dr. Frank-Lothar Kroll, Technische Universität Chemnitz, als sein Institutsleiter bereiterklärt, meine Arbeit abschließend zu betreuen und zu begutachten. Zudem konnte er als Zweitgutachter noch Herrn Professor Dr. Sönke Neitzel, Universität Potsdam, gewinnen. Deshalb bin ich beiden akademischen Lehrern gerne zu großem Dank verpflichtet.


Herrn Diplom-Bibliothekar (FH) Franz Träger (Universitätsbibliothek Tübingen) danke ich für seine mehrjährige unermüdliche archivalische Unterstützung. Zugleich danke ich den Damen und Herren des Universitätsarchivs Tübingen, des Gemeindearchivs Gräfelfing/München, des Hauptstaatsarchivs Stuttgart sowie der Stadtarchive Augsburg, Braunschweig und Leipzig.


Für hilfreiche Anregungen und ermutigenden Zuspruch habe ich zu danken den Herren Dr. Ronald Hoffmann (Erfurt), Dipl.-Math. Wolfgang Kuttler (Köngen), Dr. Siegfried Nöhring (Kirchheim/ Teck), Dipl.-Ing. (FH) Detlef Rothfuß (Köngen), Dr. Sebastian Sigler (Steinhagen) und Stadtdirektor a. D. Detlev Storz (Pattensen). Ganz besonders danke ich meinem verstorbenen Freund Dr. Walter Egeler (Oberndorf/Weikersheim).
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I. Einleitung


a. Methodische Überlegungen


In der heutigen Zeit geht den freiwilligen soldatischen Kampfeinsätzen aktiver Offiziere und Unteroffiziere sowie von (Korporations-)Studenten und Freikorpskämpfern anderer gesellschaftlicher Gruppen für die durch Wahlen legitimierten Regierungen nach der Novemberrevolution von 1918 ein denkbar schlechter Ruf voraus. So urteilt Hans-Ulrich Wehler in seiner „Deutschen Gesellschaftsgeschichte“ ohne jeden Nachweis: „In den Freikorps versammelten sich zahlreiche junge Frontoffiziere, Fahnenjunker und Studenten, die sich die Niederlage nicht eingestehen, ihren verletzten Nationalismus nicht bändigen, die verhaßte Linke nicht an der Macht sehen wollten. Sogleich fanden sich dort aber auch abenteuerlustige Landsknechte und militärische Desperados zusammen, die vor der Rückkehr in das zivile Leben zurückscheuten. Abseits der Haager Landkriegsordnung folgten sie ihren eigenen brutalen Regeln und einem verstiegenen Macho-Ehrenkodex, der sie vor Mord, Gefangenenerschießung und Folter nicht zurückschrecken ließ.“ Entgegen den tatsächlichen Ereignissen und Hintergründen stellt er fest: „Die verantwortlichen SPD-Politiker wissen, warum sie den Bürgerkrieg gegen diese Streitmacht nicht gewinnen konnten.“1


Nicht viel anders urteilen die angelsächsischen Autoren Robert G. L. Waite in „Vanguard of Nazism: The Free Corps Movement in Postwar Germany 1918-1923“ (1952) und Nigel L. Jones in „Hitler’s Heralds. The Story of the Freikorps 1918-1923“ (1957). Für sie waren Freikorpskämpfer Landsknechte, Söldner oder „Freebooters“ (Freibeuter)2 und dadurch Wegbereiter des Nationalsozialismus. Hagen Schulze bezeichnet sie ohne weitere Begründung schlichtweg als „Desperados“.3 Für Hermann Greive ist ohne jeden Nachweis „das Militär, einschließlich der Freikorps und Freiwilligenverbände […] eine Hochburg antijüdischer Feindseligkeit“.4


Manfred Scheck merkt in „Zwischen Weltkrieg und Revolution. Zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Württemberg 1914-1920“ an,5 unter den ab Ende Dezember 1918 angeworbenen Mannschaftsdienstgraden der aktiven Sicherheitskompanien, der württembergischen Variante der Freikorps, hätten sich viele befunden, „denen das Militär zur zweiten Heimat geworden“ sei.


Allen diesen Behauptungen ist gemeinsam, sie wurden verallgemeinernd und ohne nachprüfbare Quellen getroffen. Weiterhin können diese Autoren – und ebenso Harold J. Gordon6 in „Die Reichswehr und die Weimarer Republik 1919-1926“– nicht schlüssig erläutern, was für ein Kampfverband ein Freikorps nach der Novemberrevolution war und wie er sich zusammensetzte.


Angesicht der pejorativen Betrachtung der Freikorpskämpfer in der Historiographie sollen ihr Einsatz, die Gründe ihres Handelns sowie ihr Verhalten im Gefecht und bei Gefangennahme von Gegnern aufgezeigt werden. Weiterhin soll an Biographiebeispielen beruflich später herausragender (korporations-)studentischer Freikorpskämpfer und bedeutender spartakistischer/ kommunistischer Aufrührer in Berlin, Stuttgart, Augsburg, Erlangen, München, ihr weiteres Verhalten und Schicksal in der Weimarer Republik, in der UdSSR, im Dritten Reich und nach dem Zweiten Weltkrieg unter dem Blickwinkel untersucht werden, ob ihre Freikorpszugehörigkeit bzw. ihre politische Betätigung möglicherweise Auswirkungen darauf hatte.


Bei der Erörterung des sich seit etwa Oktober 1918 anbahnenden Machtkampfes zwischen den Vertretern der revolutionären Erscheinungsformen, den Mehrheits- und Unabhängigen Sozialisten sowie den Spartakisten/Kommunisten/Bolschewisten, ist ferner herauszuarbeiten, wie die Mehrheitssozialisten nach Verwirklichung ihrer lange erhobenen politischen Forderungen oftmals gegen ihre eigenen Anhänger demokratisch-parlamentarische Regierungen für das Reich und die Länder durchsetzten, wohingegen die äußerste Linke eine „Diktatur des Proletariats“ in einem bolschewistischen Rätesystem errichten wollte. Sie begann mit unbewaffneten Massendemonstrationen, steigerte sich durch deren bewaffnete Begleitung und endete in kriegerischen Auseinandersetzungen mit den Freikorps der legitimen Regierungen. Häufig rechtfertigte die äußerste Linke ihre Beteiligung an diesen Auseinandersetzungen als einen Kampf gegen eine sogenannte „Konterrevolution“, die aber nirgendwo erkennbar war.


Da in Berlin die äußerste Linke7 zunächst nur wenige Anhänger besaß, konnten sich die Mehrheitssozialisten wegen ihres frühzeitigen Zusammengehens mit der Obersten Heeresleitung und den bürgerlichen Parteien dort sehr schnell durchsetzen. Aus Enttäuschung über das Ausbleiben der von großen Teilen der (Industrie-)Arbeiterschaft erhofften Sozialisierungsmaßnahmen erstarkte jedoch die äußerste Linke und es wuchs deren Kampfbereitschaft. Dieser Herausforderung begegnete die Regierung mangels eigener Streitkräfte mit dem Einsatz regierungstreuer Freikorps, in denen neben anderen Freiwilligen auch Studenten kämpften.


Wegen der unzähligen reichsweiten und monatelang andauernden militärischen Auseinandersetzungen und des daraus resultierenden umfangreichen Quellenmaterials kann keine umfassende Beschreibung der Freikorpskämpfe mit der äußersten Linken von der Novemberrevolution von 1918 bis zum Versailler Vertrag vorgenommen werden. Daher werden als typische Erscheinungsformen der revolutionären Ereignisse außer in Berlin nur noch diejenigen in Stuttgart, Tübingen, Erlangen, Augsburg und München für die dortige Räterepublik bis zu deren Niederschlagung im Mai 1919, untersucht, weil dort (Korporations-)Studenten an den Kämpfen beteiligt waren oder sich in Bereitschaft gehalten haben.


Maßgeblich für die Auswahl der Handlungsorte war ferner, weil dort (Korporations-)Studenten einen nicht unerheblichen Anteil an der Niederschlagung kommunistischer Aufstände hatten. Aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu studentischen Korporationen lassen sich diese zudem viel eher als die freien Studenten historiographisch fassen und – vielleicht – weltanschaulich verorten, da ihre historische Sichtbarkeit wesentlich erhöht ist.


Am Beispiel Münchens, wenig später aus Augsburg unterstützt, kann herausgearbeitet werden, wie sich kleine Gruppen der äußersten Linken, von Anarchisten und sozialistischen Schwärmern bekämpften, die mehr oder weniger zufällig an die Macht gekommen waren. Dabei strebten diese Gruppen möglicherweise sogar die Abtrennung vom Reich an. Sie konnten erst durch den Einsatz regierungstreuer Freikorps zerschlagen werden.


In zeitlicher Hinsicht beschränkt sich die Erörterung des revolutionären Geschehens auf den ersten Abschnitt des fünfjährigen „deutschen Bürgerkrieges“,8 der nach dem Sturz der deutschen Monarchien im November 1918 mit den ersten gewaltsamen Auseinandersetzungen der sozialistischen Parteien und Gruppierungen untereinander begann und mit dem kommunistischen Oktoberaufstand in Hamburg und dem Hitler-Ludendorff-Putsch am 9. November 1923 endete. und zur Aufstellung von freiwilligen regierungstreuen Truppenverbänden, den Freikorps, führte.


Der erste Abschnitt des „deutschen Bürgerkrieges“ endete mit der Niederschlagung der Münchener Räterepublik im April/Mai und der Unterzeichnung des Versailler Vertrages am 28. Juni 1919. Die erfolgreiche Niederkämpfung der kommunistischen Aufstände bewirkte, trotz der weite Bevölkerungsteile erfassenden Enttäuschung über die harten Bedingungen des Versailler Vertrages, letztlich eine Festigung der demokratisch legitimierten Regierungen für das Reich und die Länder.


Auf dieser Grundlage läßt sich das Auftreten der politischen Parteien und Gruppen, der Einsatz der Freikorps sowie das Verhalten der (Korporations-)Studenten beurteilen. Dabei soll jedoch nicht die Revolutionsauffassung einer bestimmten politischen Richtung maßgebend sein, sondern ob und wie die politischen Parteien und Gruppen, aber auch die Streitkräfte und Studenten, die allgemeine Lage und Probleme im Deutschen Reich erkannten, zutreffend beurteilten und Lösungen zu ihrer Bewältigung in Angriff nahmen.


Wegen der im Vergleich zum Reichsinnern zumeist erst später einsetzenden und völlig andersartigen revolutionären Ereignisse an den Ostgrenzen des Deutschen Reiches, in Polen und im Baltikum bleiben diese außer Betracht.


b. Forschungs- und Quellenlage


Die Literatur über die Mentalität und das politische Verhalten der Studenten in den Anfängen der Weimarer Republik ist meist im Hinblick auf eine vorgebliche Auswirkung auf das spätere Dritte Reich und noch dazu verallgemeinernd verfaßt worden. Vielfach wird den Studenten wegen ihrer unbedingten Gegnerschaft zur äußersten Linken ohne Nachweis eine undemokratische Verhaltensweise unterstellt. Es wird meist nur am Rande erwähnt, daß sich die Mehrzahl der Studenten nachdrücklich gegen eine Machtübernahme beispielsweise an den größten Universitätsstädten Berlin, München und Leipzig mit ihrer von USPD und Spartakus/KPD geführten gewaltbereiten (Industrie-)Arbeiterschaft durch eine kleine Minderheit radikaler sozialistischer Studenten ohne jede demokratische Legitimation gewehrt hat.


Als für letztlich nicht haltbare Verallgemeinerungen in der studentengeschichtlichen Literatur sei zunächst die Überblicksdarstellung von Jürgen Schwarz „Studenten in der Weimarer Republik: Die deutsche Studentenschaft in der Zeit von 1918 bis 1923 und ihre Stellung zur Politik“ (1971) angeführt. Danach hätten sich die Senats- und Studentenschaftsvertreter von insgesamt 37 Hochschulen aller deutschen Länder erst nach einem entsprechenden Aufruf des preußischen Kultusministers Konrad Haenisch bei zwei Zusammenkünften im April 1919 in Berlin zum Eintritt in die Freikorps angeblich sehr zögerlich verhalten. Ebenso argumentieren Hans-Peter Bleuel und Ernst Klinnert in ihrer Untersuchung „Deutsche Studenten auf dem Weg ins Dritte Reich. Ideologien – Programme – Aktionen 1918-1935“ (1967). Sie verfolgen zudem „die Intention, dem nachzuspüren, was unter den Studenten vor 1933 noch wirkungsmäßig gewesen sein muß“, und wollen der Frage nachgehen, ob die sich als Elite fühlenden Studenten, die „Führer des Volkes“ sein wollten, auch demokratisch gesinnt gewesen seien.9 Dabei übersehen sie alle, daß im April 1919 die Berliner, Stuttgarter, Tübinger, Erlanger und Münchener Studenten ihre ersten Kampfeinsätze mit Gefallenen und Verwundeten bereits hinter sich hatten oder unmittelbar davor standen. Die Studenten pochten vielmehr im Ver-lauf der o. e. Zusammenkünfte darauf, auch andere gesellschaftliche Gruppen zum Eintritt in die Freikorps aufzufordern, um sich nicht dem Verdacht eines „konterrevolutionären“ Verhal-tens auszusetzen.10 Hinsichtlich ihrer demokratischen Verhaltensweisen ist anzumerken, daß die Studenten bereits unmittelbar nach der Revolution Allgemeine Studentenausschüsse wähl-ten und sogar an Universitätsreformen mitarbeiteten.


Für die Erläuterung des allgemeinen studentenhistorischen Hintergrundes u. a. mit den Anstrengungen der Korporationen zu ihrer Selbstbehauptung und der Mentalität ihrer Mitglieder werden vor allem mehrere Aufsätze von Harald Lönnecker herangezogen, der sich der Thematik als letzter und zusammenfassend angenommen hat.


Zum Verständnis für die Verhaltensweise der aus dem Krieg heimkehrenden Studenten ist daher auch eine Berücksichtigung des ereignisgeschichtlichen Hintergrundes erforderlich. Hierzu wird vor allem Ernst Rudolf Hubers „Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789“, 4 und 5 (1978) herangezogen. Dazu tritt die zwar realsozialistische, aber quellenkundlich umfassende „Illustrierte Geschichte der deutschen Novemberrevolution 1918/1919“ (1978), herausgegeben von Günter Hortzschansky, Leiter des Autorenkollektivs am Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. Darin werden nicht nur die revolutionären Ereignisse auf Reichsebene und für Berlin, sondern auch für Stuttgart, München und andere Städte geschildert.


Den Ablauf der revolutionären Ereignisse im Großraum Stuttgart beschreibt Wilhelm Kohlhaas in seinen „Chroniken der Stadt Stuttgart 1913 bis 1918“ (1967) und 1918 bis 1933 (1964). Zur Erörterung der Münchener revolutionären Ereignisse dient vor allem die von Ludwig Morenz und Erwin Münz 1968 veröffentlichte Arbeit „Revolution und Räteherrschaft in München. Aus der Stadtchronik 1918/19“. Gerade deren Beschreibung der revolutionären Ereignisse mit Gewalttaten zwischen den verfeindeten sozialistischen Parteien mit Hunderten von Toten, aber auch mit dem Leiden der Bevölkerung vervollständigt erst als Hintergrundinformation das Bild vom Verhalten der Machthaber der äußersten Linken und ihrer Unfähigkeit, für die von weiten Teilen der Bevölkerung gewünschte „Ruhe und Ordnung“ in den ersten sechs Revolutionsmonaten zu sorgen. Daraus leitete sich vor allem die Rechtfertigung für den späteren Einsatz der Freikorps ab. Eine zeitgenössische Sicht vermittelt Georg Escherich mit einer sechsteiligen Aufsatzreihe „Der Kommunismus in München“ in den nach ihm benannten und 1921 erschienenen Escherich Briefen sowie die von Karl-Ludwig Ay zusammengestellte Dokumentensammlung „Appelle einer Revolution“ (1968).


In seinem Buch „Revolution in Bayern 1918/1919. Die Eisner-Regierung und die Räterepublik“ (1967) legt der amerikanische Historiker Allan Mitchell sehr ausführlich die politischen Erwägungen, Hintergründe und Strömungen in München von der Novemberrevolution bis zur Zerschlagung der Räterepublik dar. Dabei ergeht er sich mehrfach in Nebensächlichkeiten. Über Kurt Eisners Schreibtisch hätte immer noch ein Gemälde des letzten bayerischen Königs gehangen. Außerdem erweckt er den unzutreffenden Eindruck, als hätten sich die politischen Auseinandersetzungen in einem geordneten Rahmen vollzogen. Begründungen für die unterschiedlichen Denkweisen und Handlungen der in München führenden Persönlichkeiten von MSPD, USPD und KPD sowie anarchistischer Kreise gibt er hingegen nicht. Die von den Linkssozialisten aller Richtungen in dieser Zeit zu verantwortenden Gewalttaten wie willkürliche Verhaftungen, Geiselnahmen, Plünderungen, Schießereien mit vielen Toten und Verletzten und sogar Tötungen nach der Novemberrevolution bis zur Niederschlagung der kommunistischen Räterepublik München Anfang Mai 1919 werden allenfalls beiläufig erwähnt. Sie wurden aber in weiten Teilen der Bevölkerung als Beleg für die Unfähigkeit der Linkssozialisten gewertet, ein geordnetes Staatswesen zu führen.


Obwohl die Einführung des Rätesystems in der ersten Revolutionsphase für die äußerste Linie eines der drängendsten Probleme war, gab es damals keine nachvollziehbare Konzeption dafür. Lediglich Ernst Däumig11 (1866-1922, USPD) und Richard Müller12 (1880-1943, USPD), beide von den Revolutionären Obleuten13 in Berlin, äußerten sich Anfang Februar 1919 mit ihren Aufsätzen „Der Rätegedanke und seine Verwirklichung“ und „Das Rätesystem im künftigen Wirtschaftsleben“, die von Udo Bermbach in dem Sammelband „Theorie und Praxis der direkten Demokratie“ 1973 neu herausgegeben worden sind, über die theoretische Konzeption eines Rätesystems. Darin beschreiben die Autoren sehr allgemein lediglich die Strukturen eines politischen und wirtschaftlichen Rätesystems. Gerade die in der ersten Revoutionsphase so dringlichen Probleme wie z. B. Wahlberechtigung und -verfahren, Gewalteneilung, Eigentumsrechte, Rechtsprechung oder Stellung der Gewerkschaften, die sehr willkürlich von den örtlichen Räten gehandhabt worden sind, sprechen die beiden Autoren überhaupt nicht an.


Die zur Themenstellung zahlreich vorhandene Literatur befaßt sich vor allem mit den Kampfeinsätzen der größeren Freikorps im Reich. Dabei wurden die vielfältigen Erscheinungsformen, Besonderheiten und regionalen Eigenarten anderer Freikorps vernachlässigt. Es bestehen zudem große Ungenauigkeiten und Unsicherheiten über deren Anzahl, soziale Zusammensetzung, Stärke, Bezeichnung und Einsätze.


Die militärischen Aspekte der Freikorpskämpfe werden durch die Veröffentlichungen der von der Kriegsgeschichtlichen Forschungsanstalt des Heeres im Auftrag des Oberkommandos der Wehrmacht im Rahmen der „Darstellungen aus den Nachkriegskämpfen Deutscher Truppen und Freikorps“ durch den Band IV „Die Niederwerfung der Räteherrschaft in Bayern“, den Band V „Die Kämpfe in Südwestdeutschland 1919-1923“, beide 1939 herausgegeben, und den 1940 erschienenen Band VI „Die Wirren in der Reichshauptstadt und im nördlichen Deutschland 1918-1920“ aus einer übergeordneten Sicht umfassend dargestellt. Zwar wird der militärische Einsatz württembergischer Truppen darin auch berücksichtigt, doch werden die Einsätze der Stuttgarter und Tübinger sowie der Erlanger Studentensoldaten, die mit bis zu 700 Mann im Einsatz gewesen sind, nur beiläufig erwähnt.


Für die allgemeine Schilderung der Freikorpseinsätze wird Hagen Schulzes Grundlagenwerk „Freikorps und Republik 1918“ (1969) verwendet. Hinzu tritt das vor allem für die Darstellung der Kämpfe um und in München des von dem in Großbritannien lehrenden Historiker Hansjoachim W. Koch verfaßte Buch „Der deutsche Bürgerkrieg. Eine Geschichte der deutschen und österreichischen Freikorps“ (1978).


Die Arbeit „Die Revolution in Bayern 1918-1919“ (1988) des einen orthodox-marxistischen Ansatz vertretenden Hans Beyer beruht offensichtlich auf einem gründlichen Quellenstudium. Darin wird vor allem die Führungsschwäche, ideologische Überheblichkeit und politische Unerfahrenheit der in der Münchener Räterepublik handelnden Personen herausgearbeitet.


Wesentlich für das Verständnis der studentischen Freikorpseinsätze ist eine kritische Auseinandersetzung mit den 1952 und 1957 erschienenen Arbeiten von Robert G. L. Waite „Vanguard of Nazism: The Freekorps Movement in Postwar Germany 1918-1923“ und Nigel H. Jones „Hitler´s Heralds. The Story of the Freikorps“14 über das spätere politische Verhalten der Freikorpskämpfer. Dazu tritt mit einer abweichenden Freikorpsdefinition die 1959 erschienene Arbeit von Harold J. Gordon „Die Reichswehr und die Weimarer Republik 19191926“. Die von diesen Autoren vertretenen Meinungen und Freikorpsdefinitionen lassen jedoch erhebliche Zweifel an ihrer Eindeutigkeit und Widerspruchsfreiheit aufkommen.


In seinem in deutscher Übersetzung 2017 erschienenen Buch „Am Anfang war Gewalt. Die deutsche Revolution 1918/19 und der Beginn der Weimarer Republik“ geht Mark Jones noch weiter als Robert G. L. Waite und Nigel H. Jones. Er will belegen, daß „die Auswüchse mörderischer Gewalt, die die Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert prägten, ihren Anfang nicht 1933, 1939 oder 1941 nahmen“, denn bereits in der Gründungsphase sei die Weimarer Republik auf den Kurs eingeschwenkt, „der später in die Horror-Exzesse des Dritten Reiches und des Zweiten Weltkrieges mündete“.15 Die politische Verantwortung für die Ausübung „mörderischer Gewalt“ schiebt er allein den Mehrheitssozialisten zu. Eines der zentralen Anliegen seines Buches ist es nachzuweisen, die MSPD-Führungspersönlichkeiten und mit ihnen die weit überwiegende Mehrheit der damaligen deutschen Gesellschaft hätten in der im Entstehen begriffenen Weimarer Republik aus Sorge, Opfer revolutionärer Gewalt zu werden, die Anwendung bis dahin nicht gekannter Gewalt gegen den inneren Feind durch Freikorps als gerechtfertigt angesehen.16


Von weiteren Autoren wird vor allem das unter Einbeziehung zahlreicher Quellen entstandene detailreiche Werk von Jacques Benoist-Méchin „Geschichte der deutschen Militärmacht 1918-1946. Das Kaiserreich zerbricht 1918-1919“ (1965) verwendet. Auch hier liegt der Schwerpunkt der Darstellung auf der Reichsebene. Der französische Historiker Dominique Venner beschreibt in seinem Buch „Söldner ohne Sold“ (1978) ausführlich Kampfeinsätze deutscher Freikorps von 1918 bis 1923. Die Kampfeinsätze der württembergischen Sicherheitstruppen erwähnt er nur beiläufig. Besonders bemerkenswert ist, daß er in zahlreichen Kurzbiographien das Schicksal führender Freikorpskämpfer aufführt und dabei auch die nicht wenigen Opfer des sogenannten Röhm-Putsches von 1934 und danach unter ihnen benennt.


Aus den älteren, vor 1939 erschienenen Gesamtdarstellungen sind vor allem die Arbeiten von Friedrich Wilhelm v. Oertzen „Die deutschen Freikorps 1918-1923“ und von Edgar v. Schmidt-Pauli „Geschichte der Freikorps 1918-1924“ zu nennen. Diese beiden Autoren, selbst ehemalige Freikorpskämpfer und entsprechend um Identitäts- und Traditionspflege bemüht, befassen sich vorwiegend mit den Einsätzen der größeren Freikorps. Den Ausführun-gen ist folglich wegen der damit verbundenen Selbstheroisierung mit berechtigten Zweifeln zu begegnen. Einen sachlichen Überblick der meisten Freikorpseinsätze geben hingegen Ro-bert Thoms und Stefan Pochanke mit den in ihrem „Handbuch zur Geschichte der deutschen Freikorps“ (2001) aufgeführten Kurzbiographien herausragender Freikorpskämpfer. Zusätzlich listen sie ohne Anspruch auf Vollständigkeit und völlige Richtigkeit die Kampfeinsätze der ihnen bekannten Freikorps auf.


Hingegen werden übertriebene Schilderungen von der äußersten Linken zuneigenden Arbeitern über ihre Einsätze im Berliner Märzaufstand, bei der Vertreibung des württembergischen Königs und beim Kampf für die Münchener Räterepublik in der vom Institut für Marxismus und Leninismus beim ZK der SED herausgegebenen Schrift „Vorwärts und nicht vergessen. Erlebnisberichte aktiver Teilnehmer der Novemberrevolution 1918/19“ (1958), die sonst anderswo kaum einmal belegt sind, nur am Rande erwähnt.


Allen diesen Veröffentlichungen ist letztlich gemeinsam, sie berichten weder über die Revolution in Württemberg noch über die aktiven württembergischen Sicherheitskompanien und schon gar nicht über die Berliner, Stuttgarter, Tübinger und Erlanger Studentenkompanien. In Freikorps kämpfende Studenten werden von allen Autoren nur beiläufig erwähnt. Überhaupt nicht berücksichtigt wird die Bereitschaft der Studenten, in der Technischen Nothilfe bei Generalstreiks zur Gewährleistung der Versorgung der Bevölkerung mit Elektrizität, Gas oder Wasser zu helfen.


Ein weites Feld umfaßt die Memoiren- und Erinnerungsliteratur, die unmittelbar nach den Freikorpskämpfen oder wenige Jahre danach entstand. Generalmajor Georg Maercker beschreibt ausführlich Aufstellung, Gliederung und Einsatz des von ihm geführten aktiven „Freiwilligen Landesjägerkorps“ (1922).17 Dieser Freikorpstyp war nach in der Literatur weit verbreiteter Auffassung das Vorbild für ähnliche Truppenteile. Daneben gab es auch andere Freikorpstypen, die in dieser Arbeit erläutert werden.


Für die Ereignisse auf Reichsebene lassen sich vor allem die Erinnerungen des führenden MSPD-Funktionärs Hermann Müller-Franken sowie der MSPD-Minister Gustav Noske und Philipp Scheidemann heranziehen. Dazu treten als Mitglieder der Revolutionären Obleute in Berlin Emil Barth mit seinem Bericht „Aus der Werkstatt der deutschen Revolution“ (1920) und Richard Müller mit seinen 1925 erschienen dreibändigen Lebenserinnerungen „Vom Kaiserreich zur Republik“, „Die Novemberrevolution“ und „Der Bürgerkrieg in Deutschland“. Für Württemberg werden die Erinnerungen des ersten demokratisch gewählten württembergischen MSPD-Ministerpräsidenten Wilhelm Blos, „Von der Monarchie zum Volksstaat. Zur Geschichte der Revolution in Deutschland insbesondere in Württemberg“, 1 (1922) und 2 (1923) sowie von dem späteren württembergischen Landtagspräsidenten und Reichstagsabgeordneten Wilhelm Keil „Erlebnisse eines Sozialdemokraten“, 2 (1948) ausgewertet.


Die Kämpfe im Januar und April 1919 in Stuttgart und Esslingen werden ausführlich vom Oberkommandierenden der württembergischen Sicherheitstruppen, dem Grafiker und Reserveleutnant Paul Hahn in seinem Buch „Erinnerungen aus der Revolution in Württemberg. Der Rote Hahn, eine Revolutionserscheinung“ (1922) beschrieben. Entsprechende gegenteilige Darstellungen des Januaraufstandes finden sich bei dem Kommunisten Wilhelm Münzenberg: „Der Spartakistenprozeß in Stuttgart“ (1919). In ihren späteren Aussagen vor Gericht verharmlosen die angeklagten Kommunisten aus verständlichen Gründen ihre Beteiligung am revolutionären Geschehen, ist ihnen angesichts drohender Strafen doch vornehmlich an ihrer Selbstexkludierung gelegen.


Sehr bedeutsam für die Beurteilung des Gefechtswertes und Einsatzes der Roten Armee in München sind die Erinnerungen des kommunistischen Medizinstudenten und Reserveleutnants Erich Wollenberg „Als Rotarmist vor München“ (1929), weil darin nicht nur die militärischen Ereignisse aus Sicht der Räterepublik beschrieben werden, sondern weil auch ein nicht näher begründeter abgrundtiefer Haß auf die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten, Mehrheitssozialisten und Pazifisten deutlich wird. Wollenberg gibt ferner nicht nur einen ausführlichen Beleg für das Trauergeleit kriegsgefangener russischer Soldaten in bayrischen Uniformen für den erschossenen Kurt Eisner, sondern hebt auch ihre Beteiligung an den Kämpfen um Dachau und Fürstenfeldbruck gegen bayerische Regierungstruppen und danach gegen Freikorps entgegen den Regeln der Haager Landkriegsordnung hervor.


Für die juristische Beurteilung der mit der Haager Landkriegsordnung nicht zu vereinbarenden Kampfeinsätze russischer Kriegsgefangener auf Seiten der bayerischen Räterepublik sind Wollenbergs Hinweise von Bedeutung. Diese Einsätze werden in anderen marxistisch beeinflußten Arbeiten entweder nicht erwähnt oder lediglich als Wachdienst verharmlost. Die standrechtliche Erschießung dieser an Kampfeinsätzen beteiligten russischen Kriegsgefangenen wird in der Literatur ohne jede Bezugnahme auf Quellen den Tübinger Studentensoldaten angelastet. Dies geschah sogar in der Festschrift zum Tübinger Universitätsjubiläum 1977 unter der Überschrift „Tübinger beim weißen Terror“. Die nicht bewiesenen Beschuldigungen wiederholen Peter Scherer und Peter Schaaf in der gewerkschaftlichen Veröffentlichung „Dokumente zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung in Württemberg und Baden 1848-1949“ (1984), Seite 250-257. Dazu kommen weitere Autoren.


Den Anstoß zu den Beschuldigungen hat der ehemalige bayerische Hauptmann Hermann Schützinger ohne genaue Kenntnis des Vorgangs in seiner Schrift „Tagebuch“ (1924) gegeben. Ihm folgten vor allem marxistisch orientierte Autoren wie Heinrich Hillmayr in „Roter und Weißer Terror in Bayern nach 1918. Ursachen, Erscheinungsformen und Folgen der Gewalttätigkeiten im Verlauf der revolutionären Ereignisse nach dem Ersten Weltkrieg“ (1974).


Informationen über die württembergischen Freikorps allgemein sowie über die Stuttgarter und Tübinger Studentenbataillone insbesondere sind in der Literatur weit verstreut. Die umfangreichste Arbeit über die Tübinger Studentensoldaten hat Manfred Schmidt „Die Tübinger Studentenschaft nach dem Ersten Weltkrieg 1918-1925“ (1988) vor allem unter Verwendung von Quellen des Tübinger Universitätsarchivs und der Tübinger Chronik, einer eher bürgerlichen Tageszeitung, vorgelegt. Die Kämpfe der Tübinger und Stuttgarter Korporationsstudenten um Stuttgart, Augsburg, Fürstenfeldbruck und München werden jedoch entweder unzutreffend oder oberflächlich beschrieben.


Derselbe Verfasser forderte bereits 1977 in der von Uwe Jens Wandel und anderen herausgegebenen Schrift „… helfen zu graben den Brunnen des Lebens“ zur „Historischen Jubiläumsausstellung des Universitätsarchivs Tübingen – 500 Jahre Eberhard-Karls-Universität Tübingen“, „die Beteiligung der Studentenkompanien an der gemeinen Exekution von 53 russischen Kriegsgefangenen in einem Steinbruch bei Gräfelfing darf weder beschönigt noch verschwiegen werden.“18 Ohne Nachweis unterstellt Schmidt die Beteiligung der Studentenkompanien an einer nach seiner Ansicht nicht gerechtfertigten Exekution. Allen diesen Autoren ist die hierzu im Stadtarchiv Gräfelfingen lagernde Akte des Standgerichtsverfahrens mit einer gegenteiligen Darstellung offensichtlich unbekannt. Die falsche Behauptung Schmidts ist in der studentenhistoriographischen Literatur19 und auch anderswo20 weit verbreitet.


Mit ihrer Dissertation: „Elite, Männlichkeit und Krieg. Tübinger und Cambridger Studenten 1900-1929“ (2006) arbeitet Sonja Levsen die Unterschiede der beiden Studentenschaften in der unmittelbaren Nachkriegszeit nur unzureichend heraus. Die Auswirkungen der Mangelernährung der Tübinger Studenten, ihre zweimaligen Kampfeinsätze oder die Bildung von Studentenausschüssen behandelt Levsen eher beiläufig. Die Bedeutung der Erziehungsgrundsätze der studentischen Korporationen für ihre Mitglieder, denen die weit überwiegende Mehrzahl der Studenten angehörte, sind ihr fremd geblieben.


Vergleichbar mit dem der Tübinger ist der Freikorpseinsatz der Erlanger Studenten, die sich gegen den Willen der bayrischen MSPD-Regierung zum Freikorps Epp nach Thüringen heimlich durchschlagen mußten. Für die Darstellung des allgemeinen geschichtlichen Hintergrundes der Revolutionszeit in Erlangen wurde das von Jürgen Sandweg unter Mitarbeit von Helmut Richter verfaßte Buch „Erlangen. Von der Strumpfer- zur Siemensstadt. Beiträge zur Geschichte Erlangens vom 18. zum 20. Jahrhundert“ (1982) herangezogen. Für die Erläuterung der Universitätsgeschichte dienten Alfred Wendehorsts „Geschichte der Friedrich-Alexander- Universität Erlangen-Nürnberg 1743-1993“ (1993) und Hans Liermanns „Die Friedrich-Alexander-Universität 1910-1920“ (1977). Dazu treten noch vor allem die „Bubenreuther Zeitung 1918/1“ und die Verbandszeitschrift „Der Schwarzburgbund“ sowie einige Bundesgeschichten, in denen zeitgenössische Einzelheiten festgehalten sind.


Quellen finden sich in den Bundesgeschichten/-zeitungen einzelner Verbindungen, wo gelegentlich entsprechende Berichte erschienen sind. Darin werden die Erlebnisse einzelner oder aller Mitglieder in den Kämpfen gegen kommunistische Aufständische beschrieben. Häufig werden auch in den Nachrufen verstorbener Mitglieder Hinweise auf eine Beteiligung an Kämpfen gegeben.


Veröffentlichungen der Korporationen, meist aus späterer Erinnerung geschrieben, sind vielfach sehr oberflächlich und ungenau. Dies kann jedoch unbeachtlich bleiben, da die gesamte Sekundärliteratur sowie archivalische Quellen die Ereignisse weitgehend übereinstimmend darstellen. Außerdem ermöglichen sie aufschlußreiche Einblicke in das Innenleben von Korporationen unterhalb der Verbandsebene. Besonders erwähnenswert ist hierzu ein Konvolut im Archiv der Deutschen Burschenschaft mit Berichten über Freikorpseinsätze einzelner Burschenschafter oder ganzer Burschenschaften. Das Konvolut ist das Ergebnis einer unveröffentlichten Umfrage der Deutschen Burschenschaft von 1934, mit dem sie den Beitrag ihrer Mitglieder bei der Bekämpfung der spartakistischen Umtriebe nachweisen wollte.


Als weitere Quellen für die Darstellung der örtlichen und reichsweiten Ereignisse werden vielfach Berichte von Zeitungen unterschiedlicher politischer Ausrichtung und Flugblätter genutzt. Damit kann zugleich der Kenntnis- und Meinungshintergrund verschiedener sozialer Gruppen verständlich gemacht sowie ihr Wollen dargelegt werden.


Angesichts der von vielen Autoren erhobenen unbewiesenen oder gar falschen Behauptungen über die ideologischen Auffassungen der Studenten und ihre Freikorpseinsätze in den ersten Monaten nach der Novemberrevolution kann der von Norbert Giovannini in seiner Arbeit „Zwischen Republik und Faschismus. Heidelberger Studentinnen und Studenten 1918-1945“ erhobenen Behauptung, die Geschichte der Studentenschaft der Weimarer Republik sei hinlänglich erforscht,21 nicht gefolgt werden und gibt dieser Arbeit ihre Notwendigkeit.


c. Forschungsfragen


Aus den methodischen Ansätzen ergeben sich folgende Forschungsfragen zu Einrichtungen, Akteuren und deren Absichten:




	Was ist unter „Freikorps“ zu verstehen und welche Bedeutung hatten sie für den Bestand der Weimarer Republik?





In ihren 1959 über die Reichswehr in der Weimarer Republik bzw. 1969 über Freikorps und Republik erschienenen Arbeiten geben Harold J. Gordon22 und Hagen Schulze23 widersprüchliche Begriffsbestimmungen für Freikorps nach der Novemberrevolution im Deutschen Reich. Andere Autoren wie Friedrich Wilhelm v. Oertzen und Edgar v. Schmidt-Pauli, die 1936 Arbeiten über Freikorps veröffentlicht haben, setzen offensichtlich ein sehr allgemeines und von ihnen auch nicht genau festgelegtes Verständnis über Freikorps voraus und verzichten deshalb auf Begriffsbestimmungen. Am Beispiel mehrerer Freikorpseinsätze in verschiedenen Städten gilt es, die von Gordon und Schulze für den Betrachtungszeitraum für Freikorps gegebenen Begriffsbestimmungen auf ihre Stichhaltigkeit zu überprüfen und eine neue Definition zu erarbeiten. Weiterhin ist die militärische und soziale Struktur der Freikorps zu untersuchen. Zudem sind Freikorps von Kampfverbänden der politischen Parteien und Gruppen sowie von Kämpfern ohne Kombattantenstatus (Freischärler, Partisanen) abzugrenzen.




	Was hat die gerade aus dem Krieg heimgekehrten Studenten bewogen, sich für die Bildung von Allgemeinen Studentenausschüssen, Hochschulreformen und allgemeinen Hochschulangelegenheiten einzusetzen? Wie verhielten sich dabei die Professoren?





Es ist zu untersuchen, welche Auffassung die Studenten von der Stellung der Hochschulen im öffentlichen Leben hatten und, ob sie sich von derjenigen der Professoren unterschied. Dabei ist auch ihr Verhältnis zu den Professoren einzubeziehen sowie das Auftreten der Professoren und Studenten bei Übergriffen der Arbeiter- und Soldatenräte auf die Universitäten aufzuzeigen. Hinzu kommen die Darlegung der Gründe für eine Beteiligung an Hochschulreformen und für den Eintritt in bestehende Freikorps oder sogar deren Aufstellung.




	Wie reagierten Studenten und junge (Industrie-)Arbeiter auf die Revolution und auf die durch sie geschaffenen neuen politischen Verhältnisse? Wodurch unterschied sich in den Machtkämpfen der sozialistischen Parteien und Gruppen untereinander das Verhalten der Korporationsstudenten von dem der äußersten Linken zuneigenden jungen (Industrie-)Arbeiter ihrer Alterskohorte (Jahrgänge 1892-1900)?





Es ist herauszuarbeiten, ob und wie sich die Studenten und jungen (Industrie-)Arbeiter nach Rückkehr aus dem Krieg wieder in das Zivilleben einfügten, politisch tätig wurden, für oder gegen die demokratisch-parlamentarische Republik kämpften, dabei möglicherweise sogar straffällig wurden und welche Opfer sie für ihre politische Einstellung brachten. Dabei sollen wechselseitige Abhängigkeiten zwischen individuellen und kollektiven Lebensbezügen und Verhaltensweisen bewußt gemacht werden.




	
Sind die in der angelsächsischen Literatur erhobenen Behauptungen zutreffend, die Freikorps seien die „Vanguard of Nazism“ oder sogar „Hitler’s Heralds“ gewesen und die Mehrheitssozialisten als politische Führer der Republik seien für die den Freikorps zugeschriebenen Gräueltaten zumindest mitverantwortlich gewesen?24






Es ist einerseits zu prüfen, ob Freikorps im geschlossenen Einsatz als Vorhut – vergleichbar mit der SA – den Nationalsozialismus vorbereitet oder sogar für ihn gekämpft haben, oder, ob sie bzw. einzelne Freikorpskämpfer im übertragenen Sinn Fürsprecher oder gar propagandistische Wegbereiter des Nationalsozialismus gewesen sind. Hierfür ist zunächst die Begrifflichkeit für „Vorhut“ und „Herold“ zu klären und danach sind die in der angelsächsischen Literatur aufgestellten entsprechenden Behauptungen auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Weiterhin ist zu untersuchen, ob die Mehrheitssozialisten andere Handlungsmöglichkeiten als den Einsatz militärischer Gewalt hatten.




	Wie haben sich die später beruflich herausragenden studentischen Freikorpskämpfer im Dritten Reich und in der Nachkriegszeit verhalten?





Es ist zu klären, ob die Zugehörigkeit zu einem Freikorps ein Anzeichen für ein späteres Eintreten für die NSDAP war oder zu einem neutralen Verhalten oder gar zu einer Ablehnung oder zur Gegnerschaft führte.


d. Gang der Untersuchung


Die Kieler Matrosenmeuterei am 3. November 1918 steigerte sich binnen weniger Tage zu einer das gesamte Kaiserreich erfassenden Revolution. Vor allem in den Residenz- und Großstädten mit einer bedeutenden Arbeiterschaft sowie in den Garnisonsstädten entstanden Arbeiter- und Soldatenräte, die die politische und militärische Macht ergriffen. Nachdem die Mehrheitssozialisten gemeinsam mit Unabhängigen Sozialisten durch die Bildung des Rates der Volksbeauftragten die Regierungsgewalt im gesamten Reich errungen hatten, brach unter den sozialistischen Parteien und Gruppen der fünfjährige „Deutsche Bürgerkrieg“25 aus, der von der Novemberrevolution am 9. November 1918 bis zum kommunistischen Hamburger Oktoberaufstand und dem rechtsradikalen Hitler-Ludendorff-Putsch am 9. November 1923 dauerte. Dabei ging es vor allem um den Besitz der Hauptstädte und Industriezentren. Statt des ersehnten Friedens mit „Ruhe und Ordnung“ durchlebten die Deutschen vor allem in Großstädten mit einer bedeutenden (Industrie-)Arbeiterschaft eine Periode voller Gewalt mit zahllosen Toten und Verletzten, mit Hunger und Not in einem Ausmaß, das heute kaum mehr vorstellbar ist.


Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Kampfhandlungen immer wieder zu unterschiedlichen Zeiten an wechselnden Orten aufflammten, keinen eindeutigen Frontverlauf hatten und keine stabilen politischen Verhältnisse zuließen. Außerdem kam es immer wieder zu (General-) Streiks radikalisierter Arbeiter, die empfindlich in das öffentliche Leben eingriffen und Maßnahmen zum Erhalt der öffentlichen Ordnung erforderten. Deshalb galt während des „Deutschen Bürgerkrieges“ fast immer der Belagerungszustand mit dem Militärstrafgesetzbuch aus der Kaiserzeit.


Aus diesen Gründen orientiert sich der Untersuchungsgang an den studentischen Kampfeinsätzen in geographisch-zeitlicher Hinsicht, geographisch von Berlin über Stuttgart nach München und sich zeitlich teilweise überlappend von November 1918 bis Ende März/Anfang Apil 1919.


Zunächst werden die sich in Berlin unter studentischer Beteiligung ereignenden Auseinandersetzungen ab Anfang November und die Kämpfe im Verlauf des Januar-Putsches und des März-Aufstandes 1919 erörtert. Ihnen folgen – sich teilweise zeitlich mit Berlin überschneidend – die Januar- und April-Kämpfe in Stuttgart und Esslingen unter Beteiligung Stuttgarter und Tübinger Reservesicherheitskompanien. Anschließend kämpften die 300 Stuttgarter und Tübinger Studentensoldaten – im Rahmen des württembergischen Aufgebots eingesetzt – in Augsburg, danach im Großraum München und schließlich in München selbst.


Daneben gibt es noch einen zweiten geographisch-zeitlichen revolutionären Handlungsstrang, der in Erlangen und Würzburg im März 1919 begann und die einsatzbereiten Studenten auf geheimen Wegen zum im Truppenlager in Ohrdruf in Thüringen in Aufstellung befindlichen Freikorps Epp führte. Die bayerische Regierung hatte nämlich bis 16. April unter Strafandrohung den Eintritt in Freikorps untersagt. Dies galt auch für die Münchener und andere bayerische Studenten, die sich ebenfalls heimlich zum Freikorps Epp nach Ohrdruf und später nach Ulm durchschlagen mußten. Erst danach richtete die bayerische Regierung unter Zurückstellung landsmannschaftlicher Vorbehalte gegen „die Preußen“ ein Hilfsersuchen an die Reichsregierung.


Im Großraum München traf das Freikorps Epp Ende April mit seinen etwa 350 Studentensoldaten mit dem württembergischen Kontingent zusammen. Damit hatten sich die beiden Handlungsstränge der studentischen Kampfeinsätze vereinigt. Gemeinsam kämpften sich nun beide Truppenkörper nebeneinander eingesetzt nach München durch und beteiligten sich dort an der Niederschlagung der Räterepublik. Danach gab es für einige Monate im Reichsgebiet keine militärischen Kämpfe mehr.


Zusätzlich werden die mit den revolutionären Kämpfen zusammenhängenden politischen Auseinandersetzungen zwischen den politisch verantwortlichen Regierungsstellen für das Reich und die Länder einerseits und den gegnerischen radikalen linken Kräften andererseits parallel dazu erläutert.


In politischer Hinsicht hatten die Stuttgarter Spartakisten als „Gegner“ der Freikorps enge Beziehungen nach Berlin. Sie nahmen am 7. Oktober 1918 an der „geheimen Reichskonferenz“ der Berliner Spartakisten und der Bremer Linksradikalen teil. Am 2. November waren sie weiterhin in Berlin an den Gesprächen der Revolutionären Obleute mit den Unabhängigen Sozialisten und der Spartakusgruppe über den Beginn der Revolution beteiligt. Da sie vorzeitig abgereist waren, erreichte sie die Änderung des ursprünglich auf den 4. November festgelegten, dann aber auf den 11. November verschobenen Revolutionsbeginn nicht mehr. Die Stuttgarter Linke versuchte deshalb als einzige revolutionäre Bewegung vergeblich eine Revolution bereits am 4. November. Schließlich begann auch in Stuttgart und Esslingen wie in Berlin die Revolution am 9. November.


Zur Vorbereitung des darauffolgenden Januarputsches beschaffte sie sich Gelder von den Berliner Spartakisten.


Im weiteren Verlauf der revolutionären Ereignisse wurde der Stuttgarter Kommunist Dr. August Thalheimer nach Liebknecht und Luxemburg die drittwichtigste Führungspersönlichkeit in der KPD-Zentrale in Berlin.


Wie die studentischen Kampfeinsätze endeten auch die politischen Auseinandersetzungen mit der Unterzeichnung des Versailler Vertrages und es trat eine mehrmonatige Ruhe in der politischen Auseinandersetzung ein.





1 Wehler: Gesellschaftsgeschichte, 4, S. 385f. – Wehler unterscheidet fälschlich nicht zwischen aktiven Soldaten und Reservisten des alten Heeres. Darunter befanden sich viele Studenten, die während des Krieges von der Universität beurlaubt worden waren und teilweise Offiziers-/Unteroffiziersdienstgrade erworben hatten. In seiner Aufzählung fehlen zudem die Fähnriche sowie die Unteroffiziere (z. B. Unteroffiziersbataillon Suppe in Berlin) und Mannschaften, überwiegend (Industrie-)Arbeiter, Handwerker und Arbeitslose. Fahnenjunker waren im alten Heer die Offiziersanwärter im Mannschaftsrang. Sie trugen keine besonderen Abzeichen und waren deshalb äußerlich nicht erkennbar. Die in Freikorps kämpfenden Studenten trugen Uniform waren daher Soldaten. Deshalb ist die von Wehler vorgenommene Unterscheidung in „junge Frontoffiziere, Fahnenjunker und Studenten“ unvollständig und nicht überschneidungsfrei.


2 Waite: Vanguard, S. 34. – Der britische Historiker Gordon A. Craig urteilt ohne jede weitere Begründung: „Entlassene Leutnants und Unteroffiziere, die sich schwer taten ins Zivilleben zurückzufinden, Universitätsstudenten und Abenteurer, Patrioten und Herumtreiber“ traten aufgrund von Aufrufen in die Freikorps ein. Craig: Deutsche Geschichte, S. 356.


3 Schulze, Hagen: Freikorps, S. 35.


4 Greive: Moderner Antisemitismus, S. 110.


5 Scheck: Arbeiterbewegung, S.187; Kohlhaas: Studentenbataillon, S. 53.


6 Gordon: Reichswehr, S. 67ff.


7 Dazu zählen USPD, Spartakusgruppe/-bund, KPD mit den die jede Herrschaft von Menschen über Menschen ablehnenden Anarchisten und den für die Aneignung der Produktionsmittel durch Gewerkschaften eintretenden Syndikalisten. Sie sind zumeist strukturell und programmatisch nicht eindeutig faßbar. Allen gemeinsam, ausge-nommen Teile der USPD, ist die Gegnerschaft zur demokratisch-parlamentarischen Republik. Doch konnten sie reichsweit nie mehr als 6% der Wahlberechtigten für sich gewinnen.


8 Koch: Der deutsche Bürgerkrieg. Eine Geschichte der deutschen und österreichischen Freikorps. Berlin, Frankfurt/M. Wien 1978.


9 Im Widerspruch dazu räumen sie allerdings ein, daß „an fast allen Universitäten die Studenten sich ausdrücklich zum Kampf für die Aufrechterhaltung der Ordnung bereit fanden“. Bleuel/Klinnert: Deutsche Studenten, S. 67.


10 Bleuel/Klinnert: Deutsche Studenten, S. 67 und 71.


11 Kotowski: Däumig, Ernst. In NDB. 3 (1957), S. 472f.


12 Weber, Hermann/Herbst, Andreas: Deutsche Kommunisten, S. 620f.; Hoffrogge: Richard Müller, S. 208ff.


13 Schmierer: Revolutionäre Obleute. In Taddey: Lexikon der deutschen Geschichte, S. 1027.


14 Die im Jahre 2004 unter dem Titel „A brief History of the Nazis. How the Freikorps blazed a trail for Hitler“ veröffentlichte „revised and updated edition“ bringt keine grundsätzlich neuen Erkenntnisse.


15 Jones, Mark: Gewalt, S. 10.


16 Derselbe,/6 S. 14.


17 Maercker: Kaiserheer, S. 42ff.


18 Wandel: Jubiläumsausstellung, S. 296.


19 z. B. Levsen: Elite, Männlichkeit, S. 299ff.; Pohl: Carolo-Wilhelmina Braunschweig, S. 44ff.


20 z. B. Hillmayr: Terror, S. 94; Koch: Bürgerkrieg, S. 117f.; Schulze, Hagen: Freikorps, S. 99.


21 Giovannini: Republik und Faschismus, S. 12.


22 Gordon: Reichswehr, S. 67ff.


23 Schulze, Hagen: Freikorps, S. 35.


24 Waite: Vanguard; Jones, Nigel H.: Hitler’s Heralds; Jones, Mark, Gewalt.


25 Koch: Bürgerkrieg.









II. Die Studentenschaft im und nach dem Ersten Weltkrieg


a. Kriegsbeginn und -folgen


Die Zahl der Studenten, die 1871 nur 17.800 betragen hatte, war im Kaiserreich bis 1914 auf 79.300 angewachsen. An Technischen und anderen Hochschulen waren etwa 21.000 Studenen immatrikuliert. Bei einer Gesamtbevölkerung von etwa 65 Mio. Einwohnern betrug der Anteil der Studenten an der Gesamtbevölkerung ungefähr 0,15%. Um den Anstieg der Studentenzahl zu bewältigen, waren mit Straßburg, Münster und Frankfurt drei neue Universitäten hinzugekommen. Dazu traten zahlreiche neue Technische Hochschulen und Handelshochschulen. Insgesamt gab es 1914 im Hochschulbereich 21 Universitäten, 11 Technische Hochschulen sowie 24 Handels-, Land- und Forstwirtschafts-, Veterinär- und Bergbauhochschulen. Nachdem auch die Technischen Hochschulen das Abitur zur Bedingung für die Aufnahme eines Studiums gemacht hatten, wurden sie 1899 den Universitäten gleichgestellt und erhielten das Promotions- und Habilitationsrecht.26 Bis zur 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts kamen etwas mehr als ein Drittel der Studenten aus Familien der höheren Beamten und Freiberufler. Ledig-lich etwa 2 % der Studenten kamen aus Familien der kleinen Angestellten und Arbeiter. Etwa 8 % der Studenten waren Ausländer.27


Das Korporationsstudententum mit seinen vielfältigen Erscheinungsformen stand zum Kriegsbeginn in hoher Blüte. Ungefähr die Hälfte der männlichen Studenten hatte sich in 48 studentischen Verbänden mit 891 Korporationen zusammengeschlossen. Für die meisten war vor allem in den kleineren Universitätsstädten wie Erlangen, Heidelberg, Jena oder Tübingen die Zugehörigkeit zu einer Verbindung „der Normalfall der akademischen Existenz“. Daneben bestanden mindestens noch einmal so viele Verbindungen, die keinem Verband angehörten.28 Bei festlichen Veranstaltungen ihrer Hochschulen repräsentierten die Chargierten ihre Korporation in vollem Wichs. Fast an allen Hochschulorten besaßen die Korporationen stattliche Häuser, die von einer starken Altherrenschaft getragen wurden. Die Alten Herren nahmen im öffentlichen Leben und in fast allen akademischen Berufen Spitzenstellungen ein.29


Doch nicht allein das bestandene Universitätsexamen machte damals für die männlichen Studenten die akademische Persönlichkeit aus, mindestens ebenso wichtig waren die Zugehörigkeit zu einer möglichst exklusiven studentischen Korporation und das Reserveoffizierspatent. Dies wies den Akademiker als Zugehörigen zur damaligen deutschen Oberschicht aus. Er war dadurch „berechtigt und befähigt, gesellschaftlich-soziale Führungspositionen zu besetzen“.30


Nachdem das preußische „Ministerium der Geistigen-, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten“ 1896 den preußischen Universitäten gestattete, selbst „über den gastweisen Besuch von Universitäts-Vorlesungen durch Frauen“ zu entscheiden, studierten bereits im WS 1896/ 97 223 Frauen als Gasthörerinnen. Als 1900 das Großherzogtum Baden Frauen erstmals regulär zum Studium zugelassen hatte, folgten bald darauf weitere Gliedstaaten des Deutschen Reiches. Auch das Studium an Technischen Hochschulen wurde nun für Frauen möglich. Im SS 1914 studierten bereits 4.057 Frauen.31


Im WS 1898/99 entstand in Berlin mit dem „Verein studierender Frauen“ die erste weibliche Verbindung. Bald darauf folgten ähnliche Gründungen in Bonn, Heidelberg, Leipzig und Marburg. Weitere Gründungen mit konfessioneller, auch jüdischer, oder nationaler Ausrichtung schlossen sich an. Es kam auch zu Verbandsgründungen. Zwischen 15% und 20% der Studentinnen hatten sich bis zu Beginn des Ersten Weltkrieges einer Korporation angeschlossen.32 Die Studentinnenverbindungen glichen sich alsbald den Verbindungen und Vereinen ihrer männlichen Kommilitonen an und übernahmen weitgehend deren Comment einschließlich des Couleurs. Sie beteiligten sich sowohl am repräsentativen und geselligen Hochschulleben als auch in den Selbstverwaltungsgremien der Studentenschaft. Doch letztlich blieben Studentinnenverbindungen an den Hochschulen bedeutungslos.33


Mit Kriegsausbruch wurde das studentische Verbindungsleben wegen der Kriegsteilnahme ihrer Mitglieder schwer beeinträchtigt. Viele Bünde vertagten sich oder verlängerten die Semesterferien bis zum Friedensschluß. Andere hielten den Couleurbetrieb mit Hilfe von Alten Herren aufrecht. Der Mensurbetrieb ruhte an nahezu allen Hochschulen.34 Verbindungsfeste wurden nicht mehr gefeiert. Über 300 Verbindungshäuser wurden reichsweit dem Roten Kreuz zur Verfügung gestellt.


Den 100. Gründungstag der Deutschen Burschenschaft, begingen die Berliner Burschenschafter am 12. Juni 1915 mit einer würdigen Feier im Kaisersaal des Zoo. Gäste waren u. a. der Rektor der Universität und der Technischen Hochschule sowie die Generalität und vier Staatsminister der Regierung. Der preußische Kultusminister als Festredner würdigte die Bedeutung der Burschenschaft für das Werden des Deutschen Reiches und Deutschlands Einheit und hob „die durch den Krieg gefestigte Verbundenheit zwischen Kaiser und Volk“ hervor. Seine Rede beendete er mit einem „Kaiserhoch“. Anschließend sandte die Festversammlung im Namen der Deutschen Burschenschaft und des Rüdesheimer Verbandes eine „Huldigungsdepesche“35 an den Kaiser, die er umgehend erwiderte:


„Den zur Feier des hundertjährigen Bestehens der Deutschen Burschenschaft vereinigten alten und jungen Burschenschaftern meinen herzlichen Dank für das erneute Gelübde unverbrüchlicher Treue zu Kaiser und Reich. Mit besonderer Befriedigung gedenke ich der zahlreichen Männer, die aus der Deutschen Burschenschaft dem deutschen Volke als Führer als Mitkämpfer für seine idealen und realen Güter in Kriegs- und Friedenszeiten erwachsen sind. Meine dankbare Anerkennung gilt auch allen den Tausenden von Burschenschaftern, die gegenwärtig im Verein mit den übrigen Heldensöhnen der deutschen Stämme an den Grenzen des Reiches für Freiheit, Ehre und Vaterland gegen eine Welt von Feinden siegreich kämpfen.


W. I. R.“36


Dies war der letzte Gruß von Kaiser Wilhelm II. (1859-1941, Corps Borussia Bonn, Regierungszeit 1888-1918) an die Deutsche Burschenschaft, von dem sie „in den letzten Jahren nicht allzu viel Zuneigung“ hatte erfahren dürfen.37


Am Mittwoch, dem 24. Januar 1917, huldigten etwa 1.500 korporierte Studenten aus Berlin und einigen anderen Universitätsstädten dem Kaiser mit einem Fackelzug vor dem Schloß. In Vertretung des abwesenden Kaisers nahm „Ihre Majestät die Kaiserin die Kundgebung huldvollst entgegen“. Die Kaiserin Auguste Viktoria (1858-1921) ließ anschließend Vertreter der Korporationsstudenten ins Schloß bitten, um ihnen „im Namen Seiner Majestät allergnädigst zu danken“. Der Kaiser dankte telegraphisch „herzlichst auch für das abgelegte Gelöbnis eiserner Pflichterfüllung in Treue zu Kaiser und Reich“.38


Erst im Laufe der Zeit wurde den Studenten in den Materialschlachten mit ihren unzähligen Gefallenen und Verwundeten bewußt, dieser Krieg war kein heldenhaftes Abenteuer und guter Wille und Begeisterung allein nicht genügten, ihn durchzustehen.39 Daher wurden Opfermut, Gemeinsinn, Freiwilligkeit, Tapferkeit, Vaterland und Nation – nicht der mehr und mehr in den Hintergrund tretende Kaiser – angesichts von Tod und ständig empfundener Bedrohung immer wieder neu belebt.40


Die Studenten waren zu dieser Zeit „durchweg unpolitisch gewesen“ und „nicht imstande, die Zusammenhänge zu übersehen, geschweige sie kritisch zu untersuchen“. Sie drängten sich als Kriegsfreiwillige vor den Kasernen, beseelt von dem „Willen, das Volk und das Vaterland zu verteidigen“.41 Deshalb entstanden wenige Wochen nach Gründung der Deutschen Vaterlandspartei (DVLP)42 zuerst in Tübingen und danach auch in Greifswald, Halle, Heidelberg, Jena, Marburg und Dresden kurzlebige studentische Ortsgruppen.43 Sie alle machten gemeinsam mit judenfeindlichen Organisationen die Juden und „ihre“ Presse für die schlechte Stimmung in der Bevölkerung verantwortlich und führten den Verfall der nationalen Widerstandskraft auf eine „planmäßige“ Zersetzung durch sie zurück.44 Einen bemerkenswerten Zulauf hatten die an fünf Hochschulen bestehenden deutsch-völkischen Studenten- und Akademikerverbände, die sich am 21. Juni 1917 zum nur kurzzeitig bestehenden „Reichsverband deutschvölkischer Akademiker“, einer Parallelorganisation der (nichtkorporierten) Freien Studentenschaft, zusammenschlossen.45 Etwa 1.100 deutsche Hochschullehrer sprachen sich im Oktober 1917 in einer Erklärung gegen die Friedensresolution des Reichstags aus.46


Einer der Wortführer der von Freistudenten in Heidelberg getragenen Gegenbewegung war der radikale Pazifist Ernst Toller47 (1893- Selbsttötung 1939), der später beim großen Munitionsarbeiterstreik 1918 in München als „Werberedner“ auftrat. Danach wurde er u. a. einer der Anführer der Roten Armee der bayerischen Räterepublik.48


b. Revolution in Groß-Berlin


Der Aufstand der Matrosen der Kaiserlichen Marine am 3. November weitete sich binnen weniger Tage zu einer das ganze Deutsche Reich erfassenden Revolution aus. In den allermeisten Kommunen gründeten sich Arbeiterräte und in den Garnisonsstandorten bildeten sich Soldatenräte. Sie übernahmen gemeinsam oder getrennt die politische Macht und sorgten für die öffentliche Ordnung.


Berlin war als Zentrum des Linksradikalismus von vorrevolutionären Unruhen bislang noch unberührt geblieben.49 Noch am 7. November, dem Jahrestag der russischen Oktoberrevolution, erließ der Oberbefehlshaber in den Marken50 und Gouverneur von Berlin, Generaloberst Alexander v. Linsingen (1850-1935), unter Bezugnahme auf das Belagerungszustandsgesetz ein Verbot der Arbeiter- und Soldatenräte, das an Litfaßsäulen und u. a. auch im „Vorwärts“, vom 7. November 1918 veröffentlicht wurde. Doch das Verbot erwies sich letztlich als wirkungslos.51


Um die Massenbewegung unter Kontrolle zu halten, verlangten die Reichstagsabgeordneten Friedrich Ebert52 (1871-1925, MSPD), Sattlereiarbeiter und Gastwirt von Beruf, sowie der gelernte Schriftsetzer und Buchdrucker Philipp Scheidemann (1865-1939, MSPD),53 noch am gleichen Tag vom am 3. Oktober eingesetzten Reichskanzler Dr. jur. Prinz Max v. Baden54 (1867-1929) ultimativ bis zum Mittag des 8. Novembers die Abdankung des Kaisers. Andernfalls drohten sie, aus der Reichsregierung auszuscheiden, wenn Kaiser und Kronprinz nicht bis zum Abschluß eines Waffenstillstands zurückgetreten seien.55


Um ihre Verhandlungsposition zu stärken, zog die Regierung noch am gleichen Tag#ä in Berlin Truppen zusammen, verlegte Militärwachen in die Großbetriebe, ließ den Zugverkehr von und nach Berlin sowie die Zugangsstraßen zum Schloß und zum Lehrter Bahnhof durch Soldaten sperren, verstärkte die Schutzmannpatrouillen und rüstete sie mit Karabinern aus. Diese militärischen Maßnahmen waren für die äußerste Linke das Zeichen zum Aufstand.56


Auch die bürgerlichen Parteien sahen im freiwilligen Verzicht des Kaisers und des Kronprinzen auf die Krone die einzige Möglichkeit, der aufkommenden Schwierigkeiten Herr zu werden. Unter diesen Umständen bat Reichskanzler Max v. Baden um seine Entlassung, da auch er die Abdankung des Kaisers für notwendig erachtete und nicht in seinem Amt bleiben zu können glaubte, wenn der Kaiser anderer Auffassung sei. Der Kaiser bat daraufhin den Kanzler einstweilen seine Geschäfte weiter zu führen. Seine Entscheidung würde in Kürze erfolgen.57


Da bereits am 7. November der jüdische Journalist Kurt Eisner58 (1867-1919, USPD) in München die Republik ausgerufen hatte und der bayerische König geflohen war, entschlossen sich die Berliner Radikalen im Verlauf einer Zusammenkunft am 8. November, „für den 9. November zum bewaffneten Aufstand aufzurufen“. Wie geplant bildeten sich daraufhin große Demonstrationszüge der Berliner Arbeiter.59


Nach vorherigen Gehorsamsverweigerungen vieler Soldaten in den Berliner Kasernen schlossen sich ihnen viele von ihnen an. Aus den Kasernen wurden Waffen und Munition geholt und an die Arbeiter verteilt.60 Die militärische Führung ergriff keinerlei Gegenmaßnahmen und wandte auch die Möglichkeiten des Kriegszustandsrechts nicht an. Spontane Massenum-züge mit roten Fahnen beherrschten das Straßenbild, 61 Arbeitermassen zogen in die Berliner Innenstadt. Bewaffnete Trupps marschierten an den Spitzen der Marschgruppen.62 Die meisten Demonstranten marschierten zum Schloßplatz.63 Das Ende des Kaiserreiches war gekommen.


Es gründete sich ein Arbeiter- und Soldatenrat, der in Berlin die politische Macht beanspruchte. Ihm gehörten Bevollmächtigte von MSPD und USPD sowie als Vertrauensmänner der Berliner Betriebe zwölf Revolutionäre Obleute an.64 Der Rat beschloß sogleich den Generalstreik, der von den Mehrheitssozialisten und den Unabhängigen geführt werden sollte.


Die Führer der Mehrheitssozialisten entschlossen sich, zusammen mit den Unabhängigen die Regierung zu übernehmen.65 Ohne eine Entscheidung des in Spa mit der Obersten Heeresleitung und den Generälen des Heeres beratenden Kaisers abzuwarten, erklärte daraufhin Prinz Max v. Baden gegen 12 Uhr eigenmächtig den Thronverzicht des Kaisers, trat selbst von seinem Amt als Reichskanzler zurück und übergab sein Amt „unter Zustimmung sämtlicher Staatssekretäre“66 nicht ganz verfassungsgemäß „vorbehaltlich der gesetzlichen Genehmigung“ an Friedrich Ebert. An Arbeiter- und Soldatenräte dachte in der Führung der MSPD auch jetzt noch niemand.67


Mit der Amtsübergabe trat Ebert zugleich an die Spitze des bisherigen Reichskabinetts, das ungeachtet der Revolution weiterhin im Amt blieb.68 Ihm gehörten neben dem Vizekanzler und den Staatssekretären von den Mehrheitssozialisten noch die Staatssekretäre Scheidemann und Bauer an.


Mitten in Berlin, Unter den Linden und vom Schloß bis zum Brandenburger Tor hatten sich Menschenmassen angesammelt. Als sich vor dem Reichstagsgebäude eine erwartungsvolle Menschenmenge drängte, rief Philipp Scheidemann, gegen 14 Uhr ohne Einwilligung Friedrich Eberts aus einem Fenster des Reichstags für viele überraschend die „Deutsche Republik“ aus.69 Damit war der Bruch mit dem alten deutschen Herrschaftssystem vollzogen. Die Menge nahm seine Worte mit unbeschreiblichem Jubel auf und sang „sozialistische Kampflieder“.70 Schon am späten Nachmittag besetzte Ebert die wichtigsten Schlüsselstellungen in der Reichskanzlei mit seinen Vertrauten, während die USPD das Nachsehen hatte.


Mit seinem Vorgehen war Scheidemann den radikalen Linksgruppen zuvorgekommen und hatte damit den Führungsanspruch der Mehrheitssozialisten in der Revolutionsbewegung begründet. Denn zwischenzeitlich hatten sich die Anhänger Liebknechts zu dessen Massenkundgebung im Lustgarten versammelt.71 Etwa zwei Stunden später besetzte der Reichstagsabgeordnete und Rechtsanwalt Dr. Karl Liebknecht72 (1871-1919, Spartakus/KPD) mit seinen Anhängern das Berliner Schloß und hielt vom Balkon über dem Eingangsportal, von dem aus Kaiser Wilhelm II. gelegentlich zum Volk gesprochen hatte, eine Ansprache für die „Freie Sozialistische Republik Deutschland“, für die Regierung der Arbeiter und Soldaten und für die Weltrevolution.73


Noch am gleichen Tag fand um 19:30 Uhr die erste Sitzung des Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenrates, statt. Die am 9. November in ihr Amt gekommenen Arbeiter- und Soldatenräte sollten am Vormittag des folgenden Tages durch in den Fabriken und Kasernen neu gewählte Arbeiter- und Soldatenräte ersetzt werden und am Nachmittag im Zirkus Busch eine provisorische Regierung wählen.74


Grundlage dieser Regierung sollte entsprechend dem Rätegedanken sein, „daß die gesamte gesetzgebende, ausführende, verwaltende und richterliche Gewalt ausschließlich in Händen der Vertreter der Arbeiter und Soldaten ruht.“75


Der 9. November war weitgehend ruhig verlaufen. Nach Bekanntwerden der Abdankung des Kaisers kam es in Berlin zu keinen größeren gewaltsamen Auseinandersetzungen mehr. Es herrschte keine Siegesstimmung, denn schwer lastete die Sorge um die Zukunft auf der Bevölkerung. Vereinzelt gab es Schießereien, vor allem am Bahnhof Friedrichstraße, am Schloß, Unter den Linden, in der Umgebung des Schlosses und am Reichstagsgebäude. Die Urheber der Schießereien waren nicht zu ermitteln.76


Da Generalfeldmarschall v. Hindenburg sich nicht mehr für seine Sicherheit verbürgen konne, verließ der Kaiser, der einst von seinen Soldaten den Treueid und den Einsatz ihres Lebens gefordert hatte, ohne sich darum zu scheren, heimlich zusammen mit dem Kronprinzen das Hauptquartier der Obersten Heeresleitung und überfuhr am 10. November gegen 5 Uhr in einem Personenkraftwagen mit kleiner Begleitung die Grenze zum neutralen Holland ins Exil.77 Zuvor hatte er noch dem Generalfeldmarschall den Oberbefehl übertragen. Ohne irgendwelche Gegenwehr dankten in den folgenden Tagen die Herrscher von vier Königreichen, sechs Großherzog-, fünf Herzog- und sieben Fürstentümern des Deutschen Reiches ab. Das Kaiserreich hatte zu bestehen aufgehört und die Republik gab es noch nicht. „Der bewaffnete Aufstand in Berlin hatte gesiegt“.78


Das bisherige Reichskabinett stimmte in seiner letzten Sitzung am 10. November u. a. dem Abschluß des Waffenstillstands zu. Es oblag nunmehr Staatssekretär Erzberger aufgrund einer telegraphischen Anweisung des Reichskabinetts am 11. November um 5:20 Uhr im Eisenbahnwaggon im Wald von Compiègne bei Paris die von den Alliierten diktierten Waffenstilltandsbedingungen zu unterzeichnen. Die Feindseligkeiten wurden am gleichen Tag um 11 Uhr französischer Zeit eingestellt.79


Es lag der MSPD-Führung nun daran, noch vor der neu gewählten Versammlung der Arbeiter- und Soldatenräte im Zirkus Busch eine handlungsfähige Regierung zu bilden. Im weiteren Verlauf der Verhandlungen bot die MSPD-Führung deshalb der USPD großzügig eine paritätische Zusammensetzung des Kabinetts an. Dafür zogen die Unabhängigen fast alle radikalen Forderungen zurück, an denen die MSPD Anstoß genommen hatte. Am Vormittag des 10. Novembers einigten sich die Führer der beiden sozialistischen Parteien auf ein gemeinsames politisches Programm und konnten eine Regierung mit „bürgerlichen Fachministern als technischen Gehilfen“ entsprechend den Vorstellungen der Mehrheitssozialisten bilden, die jeweils von einem Kontrolleur von MSPD und USPD überwacht werden sollten. Arbeiter- und Soldatenräten sollte zwar die „politische Gewalt“ zustehen, nicht aber die unmittelbare Ausübung der beschließenden, vollziehenden und richterlichen Gewalt. Die Frage einer Verfassunggebenden Nationalversammlung sollte auf Verlangen der USPD erst nach Festigung „der durch die Revolution geschaffenen Zustände“ erörtert werden.80 Damit hielt sich die USPD die Schaffung eines Rätesystems offen. Ebert konnte hingegen hoffen, die den mehrheitssozialistischen Grundüberzeugungen widersprechenden Bedingungen der USPD, Rätesystem und Verschiebung der Wahl zur Verfassunggebenden Nationalversammlung, in späteren Verhandlungen zurückweisen zu können.


Die neue Regierung gab sich die Bezeichnung „Rat der Volksbeauftragten“. In diesem Rat, in den der Spartakist Liebknecht nicht einbezogen worden war, sicherte sich die MSPD die wichtigsten Ministerien. Die Teilung der Macht mit den Unabhängigen war sicherlich eine versöhnliche Geste. Hingegen blieben die Vertreter des Bürgertums von der politischen Willensbildung vorerst ausgeschlossen.


Bevor die neue Regierung ihre Arbeit aufnehmen konnte, mußte sie noch durch die Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte bestätigt werden. Diese hatten MSPD und USPD zum vorläufigen Zentralorgan der Rätebewegung erhoben. Bei den Wahlen für den Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenrat am Sonntagvormittag des 10. Novembers gewann die MSPD vor allem unter den Soldaten die Mehrheit der Sitze. Die Arbeiter und Soldaten wollten von einem Machtkampf zwischen MSPD und USPD nichts wissen. Sie verlangten eine Überwindung der Spaltung zwischen den beiden Parteien und die gemeinsame Übernahme der Regierung.81 Doch weder Mehrheitssozialisten noch Unabhängige waren auf die Übernahme der politischen Macht organisatorisch noch programmatisch vorbereitet.82


Am späten Nachmittag des 10. November kamen etwa 3.000 Delegierte, je zur Hälfte Arbeiter- und Soldatenräte, aus Groß-Berlin im Zirkus Busch zur ersten Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte zusammen. Eine Einlaßkontrolle oder Mandatsprüfung fand nicht statt.83 Die äußerste Linke unter Führung Liebknechts hatte dort entgegen ihrer Erwartung keine Mehrheit. Die von Ebert bekannt gegebene Regierungsbildung löste unter den Räten großen Beifall aus. Vergeblich rief Liebknecht den Anwesenden zu: „Die Gegenrevolution ist bereits auf dem Marsche. Sie ist bereits hier unter uns!“84 Doch damit erntete er nur demonstrative Buhrufe.85 Der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenrat unterstützte schließlich nach ausführlicher Erörterung mit großer Mehrheit die von den Mehrheitssozialisten vertretene politische Linie rief noch am Abend zu „Ruhe und Ordnung“ auf und forderte, die Arbeit der Behörden nicht zu behindern.86


Am Abend des 10. November rief General Wilhelm Groener aus dem Großen Hauptquartier in Spa den Volksbeauftragten Ebert in der Reichskanzlei in Berlin an und teilte ihm mit, Generalfeldmarschall v. Hindenburg würde auf Weisung seiner Majestät des Kaisers weiterhin an der Spitze des Heeres verbleiben, bis es in guter Ordnung in die Heimat zurückgekehrt sei. Weiterhin ließ Groener Ebert wissen, die Oberste Heeresleitung erwarte von der Reichsregierung die Unterstützung bei der Aufrechterhaltung der militärischen Ordnung im Heer, die Vermeidung jeglicher Störung des für die Rückführung des Heeres so wichtigen Eisenbahnverkehrs, die Sicherstellung der Verpflegung des Heeres sowie die Bekämpfung des Bolschewismus. Diese Bedingungen nahm Ebert namens der Reichsregierung dankend an und bestätigte der Obersten Heeresleitung deren Annahme in einer geheim gehaltenen Vereinbarung unverzüglich telegrafisch. Mit einer Ausnahme unterzeichneten alle Volksbeauftragten das Telegramm.87 Nachdem am 13. Dezember 1918 der Waffenstillstand um einen Monat auf den 17. Januar verlängert worden war, konnte die Rückführung der etwa 190 Divisionen des deutschen Westheeres geordnet und vollzählig gelingen.88


Für Reichskanzler Ebert war es jetzt neben der Rückführung des Heeres und dessen geordneter Demobilisierung das wichtigste Anliegen, den Zusammenbruch des Reiches aufzuhalten, seine Einheit zu wahren und den demokratischen Staat, für den er sein ganzes politisches Leben lang eingetreten war, zu verwirklichen. In diesen Tagen höchster Gefahr war es für ihn deshalb von größter Wichtigkeit, sich der Reichstreue des Heeres als letztem im Reich noch vorhandenem diszipliniertem Machtinstrument zu vergewissern.


Doch der Rat der Volksbeauftragten bildete keine geschlossene Einheit. Während der mehrheitssozialistische Flügel gestützt von der alten Bürokratie ständige Verbindung zur Obersten Heeresleitung hielt, tat dies der äußerste linke Flügel zum Groß-Berliner Vollzugsrat. Dennoch wurde er von den Mehrheitssozialisten „fast zur Bedeutungslosigkeit“ herabge-drückt.89 Beide Flügel begegneten sich mit gegenseitigem Mißtrauen und sogar Haß. Die sich verstärkende Feindseligkeit zwischen den gemäßigten und den radikalen Sozialisten wurde zum Merkmal der Revolution.


Über allen diesen innenpolitischen Problemen und Aufgaben schwebte die drängende Ernährungsfrage im Deutschen Reich. Denn nach dem Waffenstillstand setzte die Entente die Seeblockade der Nordsee fort, die sie Anfang Dezember 1918 ohne jegliche Begründung sogar noch verstärkte, indem englische Marineeinheiten zusätzlich den bis dahin auch während des Krieges ungestörten Schiffsverkehr zwischen nordeuropäischen und deutschen Ostseehäfen sperrten. Auch die Bitte auf Freigabe des Seeweges für Lebensmittellieferungen von Ostpreußen nach Mitteldeutschland lehnte die Entente ab. Diese „Hungersperre“ der Entente90 wurde im Widerspruch zu Artikel 26 des Waffenstillstandsvertrags verhängt, in dem zugesagt worden war, Deutschland während der Dauer des Waffenstillstands mit notwendigen Lebensmitteln zu versorgen. Als erstes deutsches Schiff nach Eintritt des Waffenstillstandes kaperten die Briten in der Ostsee den deutschen Dampfer „Anneliese“ aus Lübeck und brachten ihn mit englischer Prisenmannschaft nach Kopenhagen. Danach folgten durch französische Kriegsschiffe in der Ostsee weitere Kaperungen. Erst am 8. Februar 1919 konnte in Spa mit der Entente eine Vereinbarung über die Lieferung von Lebensmitteln getroffen werden. Die Bezahlung sollte in Gold oder Devisen erfolgen. Weitere Lieferungen wurden zugesagt, sofern die Bedingungen über die Abgabe der Handelsflotte eingehalten würden. Am 25. März gab die englische Waffenstillstandskommission in Spa schließlich bekannt, es seien die „Einschränkungen der Fischerei in der Nordsee“ aufgehoben. Danach konnten erste Lebensmittelschiffe am 26. März von Rotterdam aus nach Hamburg in See stechen.91


c. Rückkehr der Kriegsteilnehmer an die Universitäten und Hochschulen


Bei Kriegsende waren fast 2 Mio. deutsche Soldaten gefallen oder vermißt, nahezu 4,5 Mio. verwundet, davon 700.000 schwerverwundet und nicht mehr arbeitsfähig.92 In Kriegsgefangenschaft bzw. Internierung befanden sich etwa 940.000 Soldaten und Zivilisten.93 Hinzu kamen ab Oktober 1918 die vielen Opfer der sogenannten Spanischen Grippe.


Nach der mit der Demobilisierung des Westheeres verbundenen Rückkehr vieler Männer und der Umstellung der Kriegs- auf Friedenswirtschaft ging der Frauenanteil bei den Arbeitskräften zurück und viele Frauen wurden arbeitslos. Hieraus entstand besonders bei den zahlreichen Kriegerwitwen ein erheblicher sozialer Notstand, weil sie auf eine Erwerbstätigkeit zur Sicherung ihres Lebensunterhaltes dringend angewiesen waren.


Von den reichsweit ungefähr 80.000 bis 100.000 Studenten94 an Universitäten und Hochschulen im SS 1914 waren etwa 75 % zum Kriegsdienst eingezogen worden, davon die große Mehrzahl als Kriegsfreiwillige. Von ihnen ist rund ein Fünftel gefallen. Dies war der höchste Blutzoll, den eine einzelne Bevölkerungsgruppe während des Krieges geleistet hatte.95


Waren die Studenten im 19. Jahrhundert an nahezu allen Kämpfen und Auseinandersetzungen beteiligt, so war dies bei der Novemberrevolution 1918 nicht der Fall. Sie war im Unterschied zur 1848er Revolution eine „Revolution ohne Studenten“.96 Denn nahezu die gesamte wehrfähige Studentenschaft befand sich noch im Kriegseinsatz. Wenn sie als Offizier eine Führungsaufgabe im Heer innehatten, nahmen sie diese bis zu ihrer Demobilisierung wahr und begannen erst danach ihr Studium oder setzten es fort. Die meisten Studenten waren überrascht vom schnellen Zusammenbruch des Kaiserreiches.97


Einer nicht lückenlosen Statistik zufolge betrug im WS 1918/19 die Zahl der immatrikulierten Studenten 95.535, die im SS 1919 auf 106.856, davon etwa 9.000 Studentinnen, und im WS 1919/20 auf 117.346 stieg. Damit war der Anteil der Studenten an der deutschen Bevölkerung eher gering.98 Sie alle bekamen die Wohnungsnot besonders in den Großstädten wie Berlin und Leipzig zu spüren.99 Dazu kamen wirtschaftliche Sorgen. Besonders schlecht war ihre Lebensmittelversorgung. Sie litten „unter fast chronischer Unterernährung“. Die Tuberkulosesterblichkeit unter den Studenten übertraf die anderer Berufsgruppen merklich.100 Etwa ein Drittel der Studenten war zunehmend zur Finanzierung ihres Lebensunterhaltes auf einen Nebenverdienst als Werkstudent angewiesen. Dies war eine bis 1914 undenkbar gewesen.101


Gaben sie vor dem Krieg Nachhilfeunterricht oder führten Übersetzungsarbeiten aus, nahmen sie jetzt auch industrielle Schwerarbeit an.102


In den ersten Nachkriegssemestern studierten bis etwa zum SS 1923 nahezu ausschließlich Kriegsteilnehmer „mit der Lebensreife von voll Erwachsenen“. Diese Frontgeneration war gealtert, geprägt von einem neuen Kameradschaftsgefühl an die Hochschulen und in ihre Verbindungen zurückgekehrt.103 Anfangs gaben sie dort den Ton an.104 Die folgende Kohorte der Studenten hatte im letzten Kriegsjahr oder danach ihre Reifeprüfung abgelegt und das Grauen des Krieges nicht selbst erlebt.105 Dadurch kam es an den Hochschulen zu einer „Zwei-Generationen-Schichtung“ von voll erwachsenen und von „normalen“ Studenten, die direkt von der Schule kamen.106


Das „nationale Ideal“, das die „Grundlage der Lebens- und Weltauffassung der deutschen akademischen Jugend gebildet hatte“, war durch die revolutionären Ereignisse auf das Schwerste erschüttert worden.107 Deshalb kam vielen der nach und nach heimkehrenden Studenten auf Grund ihrer bürgerlichen und militärischen Erziehung die Billigung der Revolution wie ein Verrat am Volk oder mangelnde Liebe zum Vaterland vor. Obwohl die Studenten mehrheitlich politisch nicht der Sozialdemokratie zuneigten, nahmen sie dennoch die neuen Verhältnisse meist widerspruchslos hin. Viele von ihnen blieben entsprechend ihrer Vaterlandsliebe „einsatzbereit und national absolut zuverlässig“108 bis zuletzt bei ihrer Truppe oder traten in die Freikorps ein, um die sozialdemokratisch geführten Regierungen auf Reichsund Länderebene gegen die von der äußersten Linken entfesselten Aufstände zu un-terstützen.


Neben der Vaterlandsliebe kam als weitere verbindende und immer stärker werdende Idee die „Volksgemeinschaft“ hinzu. Sie rührte als nationale Solidarität aus dem gemeinsamen Kriegserlebnis her. Damit wollten die Studenten aus der bürgerlichen „Klassenenge“ herauskommen und „unmittelbar Zugang zum Leben, zum Volk gewinnen“. Diese „Idee der inneren Versöhnung und Befriedung des Volkes“ wurde sehr ernst genommen, obgleich noch viele (Korporations-)Studenten weiterhin den betont feudalen Lebensstil und das „Reserveoffiziersideal der Vorkriegszeit“ beibehielten.109


Nirgendwo kam es zur Auflösung oder Unterdrückung von Korporationen durch staatliche Stellen. So gewährte die neue preußische Regierung den Studenten sogleich die Vereins- und Versammlungsfreiheit.110 Die bisherigen Korporationen und ihre Verbände blieben daher bestehen, es kamen sogar neue wie die Deutsche Wehrschaft hinzu. Zumindest 50 bis 60% der Studenten gehörten einer Korporation an. Genaue Zahlen gibt es für die ersten Jahre nach der Revolution nicht.111 Die Korporationsstudenten blieben wie bereits vor dem Ersten Weltkrieg die stärkste und einflußreichste Gruppe an den Universitäten. Etwa ein Drittel der nicht organisierten Studenten neigte in hochschulpolitischen Fragen der Auffassung der Korporationen zu, wie sich aus den AStA-Wahlergebnissen entnehmen läßt.112


Den Korporationsstudenten stand an den Universitäten und Hochschulen vor allem in den Großstädten eine zahlenmäßig kleine, aber politisch sehr aktive Gruppe linksgerichteter Studenten gegenüber, die vielfach der Finkenschaft oder der Jugendbewegung nahestanden. Sie versuchten, revolutionäre Gedanken durchzusetzen und gründeten etwa in Berlin, München, Leipzig oder Breslau unmittelbar nach der Novemberrevolution mit anfänglicher Unterstützung der Arbeiter- und Soldatenräte Studentenräte. Damit kamen sie dem Führungsanspruch der Korporierten zuvor. Doch den revolutionären Bemühungen dieser Studentenräte war kein dauerhafter Erfolg beschieden, weil sie letztlich keinen Rückhalt bei den sozialistischen Parteien und vor allem bei ihren Kommilitonen fanden.113 Dort, wo sich die Arbeiter- und Soldatenräte gemäßigt wie in Erlangen, Jena oder Heidelberg verhielten, arrangierten sich die Korporationsstudenten mit ihnen. Wenn hingegen unmittelbar nach der Revolution die Arbeiterund Soldatenräte wie in Leipzig in das universitäre Leben eingriffen, verteidigten die Studenten gemeinsam mit den Professoren ihre „akademische Freiheit“ gegen Angriffe und Reformpläne der äußersten Linken, die sie dem „Diktat der Gesellschaft“ unterwerfen wollten.114


Seit der Reichsgründung von 1871 galt den meisten Studenten der Krieg zur Verteidigung eigener existentieller Interessen Deutschlands als gerechtfertigt.115 Der Verlauf und das Ende des Ersten Weltkrieges hatten jedoch deutliche Veränderungen in den Einstellungen und Meinungen der Mitglieder schlagender Verbindungen zur Folge. Die Kampfgemeinschaft im Felde hatte die Unterschiede zwischen Burschenschaftern, Corpsstudenten, Landsmannschaftern, Turnerschaftern und Sängerschaftern verwischt. Selbst den nichtschlagenden Verbänden gegenüber gaben die Waffenstudenten ihre einstmals sorgsam gepflegte Abneigung und Überheblichkeit auf, hatten sich diese im Krieg doch nicht weniger tapfer als sie geschlagen – auch ohne die Pflege der Mensur in der Vorkriegszeit.116


Bereits unmittelbar nach der Novemberrevolution begann die Deutsche Burschenschaft damit, sich ohne parteipolitische Bindung politisch deutlicher zu äußern. Dabei ging es ihr jedoch mehr um das „Vaterland“ als um die Republik. Dahinter stand ein abstrakter Begriff von Deutschland, dessen politische Verfassung keinesfalls von der politischen Linken beherrscht werden sollte.


Bislang hatten sich die Studenten für ihre Zurückhaltung bei der Auseinandersetzung mit politischen Fragen entschuldigen können, weil seitens der Hochschulen das Betreiben einer aktiven Parteipolitik unerwünscht gewesen war, um die wissenschaftliche Ausbildung von tagespolitischen Wertungen frei zu halten und um den akademischen Frieden nicht zu gefährden.117


Angesichts der zu erwartenden Herabsetzung des aktiven Wahlalters auf zwanzig Jahre vertrat die Deutsche Burschenschaft nunmehr die Auffassung, die Studenten sollten selbst zu ihrer politischen Bildung beitragen. Bislang war nämlich die überwältigende Mehrheit der Studenten noch nicht wahlberechtigt und war zudem „von der Behörde“ von politischen Versammlungen und Debatten ferngehalten worden.


Als erste Korporationsverbände versammelten die Deutsche Burschenschaft und der Rüdesheimer Verband deutscher Burschenschaften (RVdB) bereits am Freitag, dem 22. November 1918, etwa 400 alte und junge Berliner Mitglieder, „um zu den Tagesfragen und Tagesaufgaben Stellung zu nehmen“. In einer Entschließung erklärten sich die Burschenschafter bereit, „jede Regierung zu unterstützen, welche die deutschen Kulturgüter erhalten, Freiheit und Ordnung sichern, die deutsche Volkswirtschaft wiederaufbauen und ein gesundes Staatsleben bald neu erstehen lassen“ wolle. Sie ersuchten alle Burschenschafter, „die Organe jeder Regierung, die jene Aufgaben erfüllen sollen, mit allen Kräften zu unterstützen“. Außerdem forderten sie die unverzügliche Einberufung der Verfassunggebenden Nationalversammlung, die über die künftige Regierungsform entscheiden solle. Die Nationalversammlung solle aus „Abgeordneten des Deutschen Reiches und aller Länder, die auf Grund des Selbstbestimmungsrechts der Völker zu Deutschland gehören wollen“, gebildet werden. Eingedenk des geschichtlichen Werdegangs der Burschenschaft befürworteten sie die Einheit des gesamten deutschen Volkes unter Einschluß Österreichs, des Sudetenlandes usw.


Nachdem wegen der Herabsetzung des Wahlalters auf 20 Jahre die Masse der Studenten wahlberechtigte „Vollbürger“ geworden war, forderte die Versammlung „die volle Vereins- und Versammlungsfreiheit [und] das Recht der freien politischen Betätigung aller Studierenden und Akademiker“. Auch wollte sie sich „gegen jede Vergewaltigung der Freiheit von irgendeiner Seite mit allem Nachdruck wenden.“ Da die neue Zeit allen Staatsbürgern neue Pflichten, d. h. vor allem „regste Anteilnahme an dem politischen Leben Deutschlands“ auferlege, forderte die Versammlung abschließend: „Burschenschafter tut Eure Pflicht!“ Ein sofort bestimmter Arbeitsausschuß wurde für die politische Arbeit eingesetzt, der auch die verabschiedete Entschließung bearbeiten sollte.118


Wenig später legte der Arbeitsausschuß der vereinigten Burschenschafter in den „politischen Richtlinien der Burschenschaft“ seine Forderungen vor. Zur inneren und äußeren Politik verlangte er die „Einigkeit der deutschen Stämme“, Gleichberechtigung aller Deutschen beiderlei Geschlechts, unverzügliche Einberufung einer Verfassunggebenden Nationalversammlung, ungehinderte Ausübung des Wahlrechts für alle Wähler, Wahlpflicht für alle Wahlberechtigten, „frisches Blut“ in die Nationalversammlung, Vertretung der Frauen in der Nationalversammlung und „freie Bahn für alle Tüchtigen“ ohne Rücksicht auf Parteizugehörigkeit. Hinsichtlich der Kulturpolitik verlangte der Arbeitsausschuß Lern- und Lehrfreiheit, Unentgeltlichkeit des Schul- und Hochschulbesuchs, Freiheit der politischen Betätigung und Koalitionsrecht für die Hochschule, Ausschaltung der Einflußnahme von Ausländern auf die politischen und inneren Angelegenheiten der deutschen Hochschulen, Anerkennung des Wertes der geistigen Arbeit und Sicherstellung aller erworbenen Rechte auf Anstellung, Gehalt, Ruhegehalt und Invalidenrenten. Burschenschaftliche Wahlhilfe sollte allen Parteien zuteil werden, die eine freiheitliche Entwicklung unter Bekämpfung der Internationale und der Klassenbewegung gewährleisten würden. Ferner wolle die Burschenschaft nicht nur unter den Studenten, sondern auch im sozialen Geist ins Volk hineinwirken. Abschließend bestand der Arbeitsausschuß auf einer besonderen Berücksichtigung der „Frontkrieger und geschädigten Kriegsteilnehmer bei allen politischen und sozialen Maßnahmen [als] des Vaterlandes Dank“. In den „Burschenschaftlichen Blättern“ hieß es zusammenfassend: „Die Deutschen Burschenschafter treten, nachdem an der Hochschule die politischen Schranken gefallen sind, eingedenk ihrer Geschichte, wieder in das politische Leben ein.“119


Für die politische Bildungsarbeit120 empfahl der Arbeitsausschuß, „die Verfassung, ihre Geschichte und ihr Geist“ sollten in den Stoffplan der Schulen aufgenommen werden. An den Universitäten und Handelshochschulen sollten hauptsächlich Volkswirtschaft, öffentliches Recht, Geographie und Geschichte gelehrt werden. Weiter wurde angeregt, eine Vorlesung über das europäische Staatensystem seit 1870 vorzusehen. Als politische Themen sollten „Staat und Kirche“, „Theorien des Sozialismus“, „Geschichte der politischen Parteien in Deutschland“, „Pazifismus“ usw. behandelt werden. Zur Vorbereitung auf eine praktische politische Betätigung sollten den Studenten journalistische Schreibübungen, politische Kolloquien und Diskussionsübungen angeboten werden. Dies wurde insbesondere deshalb als erforderlich erachtet, weil gerade die bürgerlichen Parteien über einen Mangel an Rednern für Vorträge und Diskussionen klagen würden. Als besonders schwierig wurde die Einführung von Vorlesungen und Übungen zur politischen Bildung an den Technischen Hochschulen angesehen, weil dort keine hierfür geeigneten Lehrkräfte vorhanden seien. 121


Die militärische Niederlage des Deutschen Reiches und die sich daraus ergebenden politischen und wirtschaftlichen Folgen ließen das Trennende zwischen den beiden burschenschaftlichen Verbänden zurücktreten. Auf dem ersten Burschentag nach dem Krieg schlossen sich am 4. Januar 1919 DB und RVdB in Berlin zur „Deutschen Burschenschaft“ zusammen. Die Aufnahme des 1907 gegründeten Verbandes der Burschenschaften des österreichischen Kaiserreiches, die „Burschenschaft der Ostmark“ (BdO), gelang erst am 5. August auf einem außerordentlichen Burschentag in Berlin.122 Der Grund für die verspätete Vereinigung war, daß sich die österreichischen Burschenschaften nicht wie die deutschen als politische und kulturelle Bildungs- und Erziehungsgemeinschaften verstanden, sondern vor allem eine politische Kampfgemeinschaft sein wollten. Die meisten von ihnen waren nämlich im Verlauf der Unruhen des Jahres 1848 und danach im Zusammenhang mit den Aktivitäten der österreichischen Deutschnationalen, der Los-von-Rom-Bewegung und in den Auseinandersetzungen mit den fremden Nationalitäten der Donaumonarchie entstanden. Dieses Erbe bewahrten sie.123 Dennoch kam es in der Folgezeit zu schweren Streitigkeiten zwischen reichsdeutschen und österreichischen Burschenschaften. Ihr durch das Einströmen von Juden aus Ungarn und der Tschechei veranlaßter „Radauantisemitismus“ mißfiel vielen Burschenschaftern.124


Nach diesen Zusammenschlüssen war die Deutsche Burschenschaft mit über 7.000 Aktiven und Inaktiven sowie mit mehr als 17.000 Alten Herren in 174 Bünden der stärkste aller studentischen Verbände und zugleich war dies die höchste, jemals erreichte Anzahl in ihrer Geschichte.


Erneut erörterten die Burschenschafter auf diesem Burschentag die Politisierung der Deutschen Burschenschaft und sprachen erstmals von ihrer „volkstümlichen“ Ausgestaltung: „Die Deutsche Burschenschaft bekennt sich entschieden zum großdeutschen Gedanken, zum Grundsatz freiheitlichen und volkstümlichen Ausbaues des deutschen Vaterlandes unter Wahrung der Gleichberechtigung aller Staatsbürger und betont die Notwendigkeit, den einzelnen zur Leistung politischer Arbeit zu erziehen und anzuhalten.“ Als die Alliierten die Eingliederung Deutsch-Österreichs untersagt hatten, kam es zu einer zunehmenden Entfremdung gegenüber der Reichsregierung, weil diese aus Sicht der Burschenschaft „Erfüllungspolitik“ betrieb. Weiterhin wollte die Burschenschaft alle Parteien unterstützen, die eine „freiheitliche Entwicklung des deutschen Volkes“ bei „Bekämpfung der Internationale und der Klassenbewegung“ gewährleisten würden. Im urburschenschaftlichen Sinn wollte man in die gesamte Studentenschaft und in sozialem Geist auch in das Volk hineinwirken, um mit diesem zusammenzuwachsen.125 In die Parteipolitik wollte man hingegen nicht eingreifen. Die gesamte politische Arbeit sollte vielmehr von einem „echt akademischen Geist der Objektivität unter Ablehnung jedes Klassenegoismus“ getragen sein.126


Die Corps des Kösener und Weinheimer Senioren Convents nahmen wie auch die anderen Korporationen unverzüglich nach dem Waffenstillstand ihren Couleurbetrieb wieder auf. Von ihren Füchsen erwarteten sie „eine bewußte Vaterlandsliebe sowie die strikte Einhaltung der Corpsprinzipien.“ Doch wurden z. B. Mensur, Trinkzwang oder politische Betätigung hinterfragt. Angesichts der auch bei den Corps als demütigend empfundenen Niederlage und die sich daraus ergebenden revolutionären Ereignisse fiel bei ihnen die „Dolchstoßlegende“ ebenfalls auf fruchtbaren Boden. Der „allseits verehrte Generalfeldmarschall v. Hindenburg“ erfreute sich wie in der gesamten Studentenschaft so auch bei den Corps eines hohen Ansehens. Das Corps Montania Freiberg im WSC überreichte ihm im März 1921 „aus vaterländischer Begeisterung“ sogar das Ehrenburschenband, das er „huldvoll“ entgegennahm.127 Dennoch enthielten sich die Corps traditionsgemäß meist jeder politischen Stellungnahme, obwohl sie sich später auf ihrer Hochschultagung Pfingsten 1921 als deutsch-völkische Verbindungen bezeichneten und Juden aus ihrem Verband ausschlossen.128 Auch die Landsmannschaften und Turnerschaften zeigten keine besonderen eigenen politischen Aktivitäten. Sie schlossen sich meist einer von anderen Verbänden vorangetriebenen politischen Richtung an.


Die großen katholischen Studentenverbände Cartellverband der katholischen deutschen Studentenverbindungen (CV) und der Kartellverband katholischer Studentenvereine Deutschlands (KV) und Unitas, politisch im Vorfeld der Zentrumspartei angesiedelt, unterschieden sich 1919 in politischen Fragen kaum voneinander und entschlossen sich im hochschulpolitischen Bereich häufig zum gemeinsamen Vorgehen. Das katholische Glaubensbekenntnis war für sie die verbindliche Grundlage. Wegen der politischen Veränderungen keimten beim CV Hoffnungen auf sittliche Erneuerung durch christliche Werte in dem noch neuen demokratisch-parlamentarischen System.


Wie die anderen studentischen Verbände versuchten auch die katholischen Studenten, die im Krieg gewonnenen Erfahrungen für ihre Neuausrichtung zu verwenden. Die bisherige Enthaltsamkeit gegenüber politischen Tagesfragen wandelte sich sehr schnell zu einer Anerkennung der Demokratie als Grundlage des künftigen staatlichen Lebens zumal die neue Staatsform die Gleichstellung des bisher marginalistischen katholischen Milieus zu ermöglichen schien. Der Besuch von politischen Vorträgen und Versammlungen sowie das Zusammengehen mit der Zentrumspartei sollten dabei unterstützen. Verstärkt wandten sie sich dem Gedanken der „sozialen Demokratie“ zu und traten für einen „Brückenbau zwischen Geistesarbeitern und Handarbeitern“ ein.


Wie die große Mehrheit der gesamten Studentenschaft waren auch die katholischen Studenten anfangs überwiegend großdeutsch eingestellt. Sie wollten jedoch keine Parteiagitation, sondern eine staatsbürgerliche und politische Schulung. Gegenüber dem Sozialismus bewahrten sie eine ablehnende Haltung, da er mit der katholischen Weltanschauung unvereinbar sei. Allen Vorstellungen über den zukünftigen Staat war zumindest die Einbeziehung Deutsch- Österreichs gemeinsam.129 Den Bedingungen des Versailler Vertrages standen die katholischen Studenten wie die übrige Studentenschaft ablehnend gegenüber und ließen das nationale Bewußtsein deutlich hervortreten. Der frühere Leitgedanke „Politische Bestrebungen liegen dem CV fern“ galt als längst überholt.130


Infolge der Beschneidung des deutschen Staatsgebietes nach dem Ersten Weltkrieg mußten mehrere CV-Verbindungen ihren Sitz nach Deutschland verlegen. 1920 gehörten deshalb dem CV 119 Verbindungen mit 15.564 Mitgliedern an.131 Viele der aus dem Krieg heimgekehrten CVer kämpften danach noch in Freikorps. Der bekannteste Freikorpskämpfer des CV war der stud. theol. et rer. pol. Albert Leo Schlageter132 (1894-1923, Falkenstein Freiburg).


Nach dem Ersten Weltkrieg stieg die Zahl der studierenden Mitglieder des Wingolfs rasch an. Im Sommersemester 1919 wurden bereits 855 Aktive und Inaktive gezählt.133


Waren vor dem Krieg das Bekenntnis zum Christentum und die Vaterlandsliebe im Wingolfsbund und in den Einzelbünden eine unausgesprochene Selbstverständlichkeit, so galt dies danach erst recht. In einer Entschließung entschied sich der Wingolf für „Christentum und nationales Bekenntnis [stehen] gleichberechtigt nebeneinander“.134 Die „vaterländische Aufgabe“ trat immer stärker hervor. In den Satzungen wurde vielfach „ein unbedingtes Eintreten für völkisch-deutsche Bestrebungen“ verlangt oder die Forderung nach „ungeteiltem Eintreten gegen jeden Feind des Vaterlandes“ erhoben. Durch Vorträge und später durch „Grenzlandfahrten“ der Aktiven der Einzelbünde z. B. in das Sudetenland oder das Baltikum sollte das Andenken an die als weitere Folge des Krieges verlorenen Gebiete wach gehalten und die dort lebenden Deutschen „in ihrem Volkstumskampf“ bestärkt werden.135


Einige Wingolfsverbindungen beteiligten sich an Freikorpskämpfen, wie etwa 1919 der Tübinger Wingolf in den württembergischen Reservesicherheitskompanien, der Erlanger Wingolf im Freikorps Epp gegen die Münchener Räterepublik und später große Teile des Münsteraner Wingolfs im III. Bataillon der Akademischen Wehr in Münster unter der Führung von Martin Niemöller136 (1892-1984). Auch die Leibesübungen sah der Wingolfsbund als vaterländische Aufgabe an, denn „kraftvolle Bewegung ist eine Lebensnotwendigkeit und Lebensäußerung des gesunden Körpers, die uns einst die Schule des Militärs voll und ganz geboten hat“. Seine Turn- und Sportwettkämpfe sollten „Zeugnis geben von dem Wehrwillen“ der Aktiven und Ersatz sein für den fortgefallenen Wehrdienst.137


Gab es vor dem Krieg im Wingolfsbund eine große Bandbreite verschiedener Auffassungen, die von der sozialen Frage über theologische Unterschiede bis hin zur „Stofffreiheit“, d. h. die Möglichkeit, während einer Kneipe alkoholfreie Getränke zu sich zu nehmen, reichten, so war im Verlauf des Krieges auch die Notwendigkeit einer Überprüfung der geistigen Grundlagen und äußeren Formen erkennbar geworden.138


In den ersten Monaten nach der Novemberrevolution gehörte der Wingolfsbund zu den politisch außerordentlich regsamen Verbänden und stellte sich auf „den Boden der Tatsachen“. Er unterstützte die Regierung, auch wenn er sie nicht für gut hielt, und wollte bei der Lösung der neuen Aufgaben in Staat und Gesellschaft mitwirken. Damit löste er sich von seinem bisherigen Grundsatz der Nichtbeschäftigung mit politischen Fragen.139 Dem Wingolfsbund war klar, er sich müsse sich nun bewußt und prinzipiell auf den Boden des Deutschtums stellen“ und das deutsche Nationalbewußtsein als Erbe aus dem 19. Jahrhundert pflegen und erhalten. Dadurch sollte jeder Wingolfit „ein wahrer Mensch, ein Mensch der Wirklichkeit werden“.140


Die vor dem Krieg einflußreiche Freistudentenchaft hatte ihren Höhepunkt vor dem Ersten Weltkrieg erreicht und erlangte danach nicht mehr ihre alte Größe. Während des Krieges konnte sie sich an fünf Hochschulen, vielfach mit Hilfe von Freistudentinnen, am Leben halten.141 Dennoch verlor sie ohne den Rückhalt einer „Älteren Bewegung“ wie die Korporationen mit ihren Alten Herren als eigenständige Bewegung schnell an Bedeutung, zumal sie mit der flächendeckenden Errichtung der verfaßten Studentenschaften ab 1920 ihr Hauptziel erreicht hatte. Weiterhin war ihr Ziel die Schaffung einer studentischen Selbstverwaltung und Vertretung auf örtlicher und gesamtstaatlicher Ebene wie selbstverständlich zum Allgemeingut der Studenten geworden und gelang nach dem Ersten Weltkrieg in Gestalt der Allgemeinen Studentenausschüsse und der 1919 gegründeten Deutschen Studentenschaft (DSt). Die DSt und viele andere Verbände übernahmen die alten grundlegenden Ideen der Freistudentenschaft wie Selbsthilfe, Werkstudententum und Wirtschaftshilfe. Daher widmeten sich viele Freistudenten nunmehr der praktischen Sozialarbeit in den neu entstandenen Studentenwerken oder arbeiteten in den Hochschulgruppen der politischen Parteien mit. Der vaterländisch gesinnte Flügel der Freistudentenschaft ging zum größten Teil in völkisch-nationalen Gruppen (Jungdeutscher Orden, Deutsche Gildenschaft, Deutscher Hochschulring) auf.142


Nach dem Ersten Weltkrieg gab es im Reich etwa 550.000 Juden. Dies war weniger als 1% der Gesamtbevölkerung. Etwa die Hälfte von ihnen lebte in Großstädten mit über 100.000 Einwohnern, davon allein in Berlin 170.000.143 Bis zu Beginn des Ersten Weltkrieges war der organisierte Antisemitismus unbedeutend gewesen. Er beschränkte sich vor allem auf den unteren Mittelstand und die Arbeiterschaft, für die vor allem die eingewanderten Ostjuden wirtschaftliche Konkurrenten waren. Im Besitz- und Bildungsbürgertum gab es einen eher latenten Antisemitismus.144 Als der Alldeutsche Verband und die mit ihm verbundenen Gruppen am 20. Oktober 1918 reichsweit judenfeindliche Demonstrationen veranstalteten, konnten sie kaum 100.000 Personen aufbieten. Dennoch lief im November/Dezember 1918 die „antisemitische Propaganda auf Hochtouren“.145 Doch aufgrund der schwierigen Verkehrsverhältnisse und anderer Behinderungen folgten im Dezember 1918 lediglich Flugblattaktionen. Letztlich erzielten die antisemitischen Organisationen mit ihrer Propaganda bis zur Unterzeichnung des Versailler Vertrages keine greifbaren Erfolge.146 Die Bevölkerung hatte andere Probleme.


Zu den vor dem Krieg vorhandenen neun Kartell-Convent (K.C.)-Verbindungen kamen jetzt noch fünf „renoncierende“ und mehrere „korporativ organisierte Stammtische“ hinzu.147 Ihr Couleurbetrieb verlief unter den revolutionären Bedingungen in dem für studentische Korporationen üblichen Rahmen. Die K.C.-Verbindung Sprevia trat deshalb nur in Halbcouleur in Erscheinung, einige ihrer Mitglieder betätigten sich im „Sicherheitsdienst“.148 Die K.C.-Verbindungen gaben zudem „ihren Abwehrkampf gegen die nun zahlreicher werdenden antisemitischen Angriffe“ nicht auf und schulten ihre aktiven Mitglieder sogar in Kampfsportarten wie Boxen oder Jiu-Jitsu, um gegen den „Holzcomment“ der schlagenden Korporationen bestehen zu können. Deshalb gelang es ihnen häufig „eine von den übrigen Korporationsverbänden zumindest respektierte Stellung“ zu erringen.149


Die im Dezember 1918 gegründete Rheno-Bavaria Münster chargierte Ende März erstmals bei der von der Universität veranstalteten Gedächtnisfeier „für die auf dem Felde der Ehre gefallenen“ Universitätsangehörigen. Hingegen hatten die Mitglieder der ebenfalls im Dezember 1918 gegründeten Albingia Halle „mehrmals Gelegenheit“, die Ende des WS 1918/19 „entflammte antisemitische Hetze“ erfolgreich zu bekämpfen. Am schlimmsten von den K.C.-Verbindungen hatte sich die im Februar 1919 gegründete Hansea Rostock mit judenfeindlichen Auswüchsen auseinanderzusetzen. Die Couleurstudenten übertrugen ihre „Pogromhetze auf die Straße“ und die Mitglieder der Hansea mußten sich „täglich“ mit ihrer „ganzen Persönlichkeit“ dagegen zur Wehr setzen. Für die AStA-Wahlen bildete Hansea mit einer anderen jüdischen Verbindung eine gemeinsame Liste.150


d. Akademische und studentische Zusammenschlüsse


Akademischer Hilfsbund


Nach Kriegsbeginn waren nur sehr wenige Burschenschafter an den Universitäten und Technischen Hochschulen verblieben. Dennoch befaßte sich der Geschäftsführende Ausschuß der Deutschen Burschenschaft schon frühzeitig mit Überlegungen, wie den schwer verwundeten oder ansonsten in ihrer Gesundheit geschädigten Burschenschaftern entsprechend dem korporationsstudentischen Lebensbundprinzip geholfen werden könnte.151 Sehr bald war man sich einig, die Gründung eines derartigen Hilfswerkes dürfe nicht auf die Burschenschaft beschränkt bleiben, sondern müsse zu einer „Sache der gesamten deutschen Akademikerschaft“ gemacht werden. Daher erließ die Deutsche Burschenschaft bereits Anfang 1915 einen Aufruf an sämtliche studentischen Verbände: „Einigt Euch, deutsche Akademiker, damit Ihr im Stande seid, allen denen unter Euch zu helfen, die schwer unter des Krieges Not zu leiden haben!“ Der Aufruf war erfolgreich. Bereits am 8. April fand im Gebäude des Reichstages die Gründungsversammlung des Akademischen Hilfsbundes (AHB) unter Teilnahme der überwiegenden Mehrheit der studentischen Verbände und akademischen Berufsgruppen statt.152 Auch viele Hochschulen und Behörden waren vertreten. Dem „Ehrenausschuß“ gehörten alle Rektor-en der deutschen Hochschulen, die Minister des Reiches und der Bundesstaaten, die „hohe Geistlichkeit“ sowie die „Spitzen der Kunst und Wissenschaft, der Industrie und des Handels“ an.153


Als Zweck des Hilfsbundes wurde festgelegt, „allen Akademikern zu helfen, die infolge ihrer im Krieg erlittenen Beschädigung der Beratung oder Unterstützung für ihre Weiterbildung oder künftige Erwerbstätigkeit bedürfen“. Dies sollte „ohne Rücksicht auf ihr politisches oder religiöses Bekenntnis“ geschehen.154 An der Spitze des Hilfsbundes stand ein elfköpfiger Vorstand mit Vertretern aller beteiligten studentischen Verbände. Dessen Vorsitz übernahmen der Reichstagsabgeordnete Dr. phil. Hugo Böttger155 (1863-1944, Burschenschaft Arminia auf dem Burgkeller Jena, Nationalliberale Partei), Leiter des Geschäftsführenden Ausschusses der Deutschen Burschenschaft, und Dr. Ing. Fritz Donecker (Burschenschaft Frisia Darmstadt).156 Die Leitung der Geschäftsstelle übernahm der schwerkriegsbeschädigte Dr. phil. Friedrich August Georg Heinrich Pinkerneil, (1890-1967, Marburger Wingolf, später DVP).


Schnell entwickelte sich der AHB zur wichtigsten Hilfsorganisation der Korporationen. Kurz nach der Gründung gehörten dem AHB über 100 Korporationen und ihre Verbände an, dazu akademische Berufsverbände, sämtliche Universitäten und Hochschulen sowie eine große Anzahl natürlicher – zum Teil „mit weltbekannten Namen“ – und juristischer Personen.157 Als erster studentischer Verband hatte sich der Rudolstädter Senioren-Convent (RSC) verpflichtet, „von jedem seiner Angehörigen die vorgeschlagene Kopfsteuer von einer Mark zu erheben.“ Das Corps Vandalia Leipzig zahlte hierfür in drei Raten von April bis Juli 1915 250 Mark.158


Der Wingolfsbund nahm sich den AHB zum Vorbild und beschloß im Verlauf einer „Kriegstagung“ älterer, kranker oder auf Heimaturlaub befindlicher Wingolfiten im Februar 1917 die Gründung der „Kriegsstiftung des Wingolfs“. Damit sollte eine soziale Hilfe für Wingolfiten und deren Hinterbliebene ermöglicht werden.159 Anläßlich des seit Mitte des 19. Jahrhunderts üblichen Berliner Februar-Kommerses des Wingolfsbundes trafen sich die alten Wingolfiten zu einer „Kriegstagung“, die dem „Besten der akademischen Kriegsverletzten“ galt, und traten dem AHB bei.160


Auch der CV und der KV hatten eine eigene „Kriegshilfskasse“ gegründet und ihre Mitglieder um finanzielle Unterstützung gebeten.161 Der Vertreterconvent (VC) der Turnerschaften hatte im Januar 1917 zu einer „Kriegsturnerschaftspende“ aufgerufen.162 Die Deutsche Landsmannschaft (DL) gründete 1916 eine „Kriegsunterstützungskasse“, um kriegsbeschädigten Verbandsangehörigen bei der Fortsetzung des Studiums oder der Wiederaufnahme des Berufes zu helfen.163 Die Aktivitas der Landsmannschaft Ghibellinia trat am 30. November 1918 der Ortsgruppe Tübingen des AHB mit einem Jahresbeitrag von 50 Mark bei.164 Derartige Fälle waren nicht selten.


Der RVdB sah im AHB auch eine Möglichkeit zur Verständigung mit der DB. Hierzu dienten die zweimal jährlich in Berlin stattfindenden „Deutschen Abende“, die abwechselnd von einem Verband ausgerichtet wurden. Neben seiner Beteiligung am AHB hatte der RVdB bereits Ende September 1914 eine Kriegsstiftung ins Leben gerufen, mit der die Not im eigenen Verband gemildert, aber auch Mittel für vaterländische Zwecke bereitgestellt werden sollten. Jeder Alte Herr wurde aufgefordert mindestens 5 Mark zu spenden, um den erhofften Mindestbetrag von 10.000 Mark zu erreichen.165 Das bereits vor dem Krieg gesammelte Geld für die 1915 und 1917 geplanten 100-Jahrfeiern der Deutschen Burschenschaft und des Wartburgfestes wurde zum Großteil dem AHB für seine Arbeit übergeben.


Zur Gewährleistung einer möglichst individuellen Fürsorge wurden zusätzlich Landes- und Ortsausschüsse geschaffen, die auch viele beitragzahlende Mitglieder, „namentlich aus den kapitalkräftigen Kreisen“, werben sollten. Die Zentralgeschäftsstelle in Berlin sollte vor allem die Interessen der kriegsbeschädigten Akademiker beim Reichstag und bei staatlichen Behörden vertreten sowie einer möglichen Zurücksetzung gegenüber anderen Berufsgruppen entgegenwirken.166 Für den Landesausschuß Niedersachsen mit den Hochschulen Göttingen, Braunschweig und Hannover hatte der Braunschweiger Herzog Ernst August den Ehrenvorsitz übernommen.167 Anfang 1916 hatte sich auch die Universität Jena als Ortsausschuß und zugleich für Thüringen dem Akademischen Hilfsbund angeschlossen. Die Verwaltung hatten der Prorektor, sein Stellvertreter und zwölf gewählte Mitglieder übernommen. Bis Ende 1917 unterstützten 258 Mitglieder den AHB finanziell.168


Ein Schwerpunkt der Arbeit des Hilfsbundes lag auf der Berufsberatung und Umschulung der Hilfsbedürftigen. Dafür wurden Fachausschüsse für evangelische und katholische Theologen, für Mediziner, Philologen, Juristen, Volkswirte und Techniker einerseits und für erblindete, stimmgeschädigte und ertaubte Akademiker andererseits gebildet.169 Um sachkundige Auskunft in allen die kriegsbeschädigten Akademiker betreffenden Fragen, aber auch in militärischen und Rentenangelegenheiten geben zu können, rief der Hilfsbund gemeinsam mit dem 1914 gegründeten „Deutschen Studentendienst“170 1917 eine „Zentralstelle für Berufsberatung der Akademiker“ in Berlin ins Leben. Die Berufsberatung, die Schwerkriegsbeschädigten neue Berufsfelder aufzeigen sollte, nahmen bis 1922 etwa 18.000 Ratsuchende in Anspruch. Dazu kamen weitere, zahlenmäßig nicht erfaßte Beratungen in den örtlichen Stellen.


Zur praktischen Kriegsbeschädigten-Fürsorge des AHB gehörten Berufsberatung, Stellenvermittlung sowie die Gewährung von Darlehen und finanzieller Unterstützung sowohl für Rehabilitationsmaßnahmen als auch zur Durchführung des Studiums, Bücherbeschaffung o. ä. Daher wurde vom 16. bis 26. September 1919 in der Berliner Universität ein Kurs für Berufsberatung veranstaltet. In diesem Kurs sollten Studenten, Offiziere, die einen akademischen Beruf ergreifen wollten, Abiturienten, die Leiter der Akademikerfürsorge und Berufsberater der bürgerlichen Kriegsbeschädigtenfürsorge „zu gemeinsamer Belehrung und Beratung“ zusammengeführt werden.171


Ein Ausschuß für Bäder- und Anstaltsfürsorge arbeitete bei Vertragsabschlüssen mit Sanatorien, Genesungsheimen und ähnlichen Einrichtungen eng mit dem Roten Kreuz zusammen. Außerdem betrieb der Hilfsbund in der „alten Universitätsstadt Helmstedt“ ab Mai 1918 ein akademisches Erholungsheim, die Helmstedter Burse in der Parkstraße. Helmstedt war einst der Sitz der Universität Academia Juliana (1576-1810) gewesen, an der bekannte Gelehrte gewirkt hatten und wo noch eine wertvolle Bibliothek vorhanden war. Die Burse hatte mit Hilfe von Stiftungsgeldern erworben werden können. Hierzu hatte auch der Braunschweiger Unternehmer Heinrich Büssing172 (1843-1929, Corps Teutonia-Hercynia Braunschweig) beigetragen gen. Die Einweihung fand im Mai 1918 im Rahmen einer akademischen Feiern der Aula der Academia Juliana statt. Gleichzeitig wurde eine Ausstellung mit Erinnerungsgegenständen an die alte Universität eröffnet. Zu der Feier waren neben einer Reihe bekannter Persönlichkeiten der Rektor der Braunschweiger Technischen Hochschule Carolo-Wilhelmina im Talar und das Herzogspaar erschienen.173 Besonders bemerkenswert: In diesem Heim gab es einen parkähnlichen Garten und eine umfangreiche Bibliothek mit schöngeistiger Literatur, aber auch mit den wichtigsten wissenschaftlichen Hand- und Lehrbüchern.174 Das Heim sollte „allen Kommilitonen Gelegenheit [bieten], sich wieder in die wissenschaftliche Sphäre einzuleben oder aber auch sich auf eine Prüfung vorzubereiten“. Weiterhin bot die Helmstedter Burse Kurse für „stimmgeschädigte Akademiker“ an.175 Der erste Kurs fand ab 15. März 1919 statt. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der kriegsbeschädigten Akademiker belief sich auf vier Wochen.176


Zur Helmstedter Burse kam noch das Heim für blinde Akademiker in Marburg, das bereits 1916 gemeinsam mit dem Verein für blinde Akademiker eröffnet worden war. Dem Heim wurden noch eine Studienanstalt für blinde Akademiker, eine große Blindenbücherei und eine eigene Druckerei für Veröffentlichungen in Blindenschrift angegliedert.177 Ergänzend dazu gründete Frau Ellen v. Siemens, geb. von Helmholtz (1864-1941), im Oktober 1917 ein Heim und eine Auskunftsstelle für Berliner kriegsbeschädigte blinde Akademiker. Die Auskunftsstelle sollte den blinden Akademikern „aus den Kreisen gebildeter Damen und Herren“ Vorleser sowie Sekretärinnen und Führer vermitteln. Ein Jahr später übergab Frau v. Siemens diese Einrichtung an den AHB.178


Um dem AHB Sitz und Stimme im Reichsausschuß der Kriegsbeschädigtenfürsorge und in den amtlichen Fürsorgeorganisationen zu sichern, gründete er noch die Vereinigung kriegsbeschädigter Akademiker. Weiterhin entstand als Interessenvertretung der „studierten Arbeiter“ der Reichsausschuß der akademischen Berufsstände (RAB), den Alte Herren verschiedener Verbindungen führten.179


Insgesamt hat die Berliner Zentralstelle in den acht Jahren ihres Bestehens etwa 1,5 Mio. Mark umgesetzt. Davon wurden 300.000 Mark für Bäder- und Anstaltskuren sowie der etwa gleiche Betrag an Zuschüssen für die Heime ausgegeben. Die Tätigkeit des AHB wurde später durch die Inflation stark eingeschränkt, obwohl er noch bis 1925 bestand.180


Reichsausschuß der akademischen Berufsstände


Wegen der Demobilmachung nach der Novemberrevolution drängte unversehens eine große Zahl Akademiker in eine berufliche Betätigung. Ihnen eine Arbeitsmöglichkeit zu verschaffen, erschien den Verantwortlichen im AHB nun als „die vornehmste Aufgabe sozialer Fürsorge“. Zur Wahrnehmung der Interessen deutscher Akademiker, Hochschullehrer und Studenten schlugen sie in einem Aufruf „zur Sammlung und zur Mitarbeit an den Aufgaben der Regierung“ die Bildung einer „Gesamtvertretung des deutschen Akademikerstandes zur Wahrung seiner kulturellen und sozialen Interessen“ vor. Sie forderten ferner dazu auf, „sich den bestehenden Organisationen zur Aufrechterhaltung der Freiheit und Ordnung sofort und mit allen Kräften zur Verfügung zu stellen“. Auch sei die Bildung eines Akademikerrates vorgesehen. Hingegen solle die Kriegsbeschädigtenfürsorge weiterhin Aufgabe des AHB bleiben.181


Aufgrund der breiten Zustimmung von „Akademikerverbänden aller Art“ trafen sich bereits am 13. November 1918 Vertreter der meisten großen Akademikerverbände in Berlin zu einer Beratung über das weitere Vorgehen. Die Teilnehmer waren sich einig, Deutschland bedürfe der Arbeit der Akademiker bei der Neuordnung des Staatslebens und diese hätten sich hierfür zur Verfügung zu stellen. Andererseits mußten sie Vorsorge treffen, ihre Mitarbeit auch erzwingen zu können. Nur Einigkeit könne den notwendigen Einfluß bewirken. Es wurde daher beschlossen, zunächst die Meinung der Reichsregierung zu einem Arbeitsvermittlungsamt bei der Hauptgeschäftsstelle des AHB und einem Arbeitsausschuß zur Vorbereitung eines Zusammenschlusses aller Akademiker einzuholen. Bereits am 16. November konnte der Arbeitsausschuß über die Zustimmung des von der Regierung eingesetzten Arbeitsamtes des Arbeiter- und Soldatenrates berichten. Dieser beabsichtige nicht, „die sich zur Verfügung stellenden Akademiker nach ihrer politischen Gesinnung auszuforschen, falls sie sich auf den Boden des mitgeteilten Aufrufs stellen könnten“.


In seinen „Richtlinien für die Bildung eines Reichsausschusses der akademischen Berufsstände“ (RAB) beanspruchte er die Vertretung des größten Teils der „geistigen Arbeiter“. Er wolle „Vorsorge dafür treffen, daß die deutschen Kulturgüter erhalten bleiben, Freiheit und Ordnung nicht gefährdet, die deutsche Volkswirtschaft nicht geschwächt und ein gesundes Staatsleben neu entsteht.“ Er verlangte weiterhin, „daß allen deutschen Akademikern die Teilnahme an diesen Arbeiten gestattet wird, sofern sie jeden durch den Willen des ganzen Volkes geschaffenen Rechtszustand anerkennen.“ Außerdem wurde „die sofortige Bildung der aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Volksvertretung, die Nationalversammlung“, gefordert. „Die von der provisorischen Regierung in der Zwischenzeit erlassenen Gesetze und Verordnungen sollten von der Nationalversammlung nachgeprüft und gegebenenfalls dem Volkswillen entsprechend abgeändert werden.“182 Der Reichsausschuß beabsichtigte ferner, mit den Hochschulen und Studenten eine „Interessengemeinschaft“ einzugehen. Hierzu sollten in jeder größeren Stadt „Akademikerräte“ als örtliche Vertretungen der Akademiker gebildet werden.183 Diese sollten als eine Art Gewerkschaft der Akademiker deren Interessen wahren.


Bereits am 14. Dezember konnte in Berlin die erste Vertreterversammlung „aller wichtigen akademischen Berufsgruppen“ abgehalten werden. Befriedigt wurde festgestellt, etwa 220.000 Akademiker hätten sich dem Reichsausschuß angeschlossen. In kultureller Hinsicht wollten die Akademiker dem deutschen Volk dadurch dienen, indem „sie durch Pflege, Ver-breitung und Anwendung der Wissenschaft, durch Wahrung ihrer Freiheit die deutsche Kultur fördern“ würden. Die „Geistesarbeiter“ könnten „ihre Aufgaben nur dann erfüllen, wenn die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse innerhalb der Volksgemeinschaft ihren Bedürfnissen Rechnung tragen“ würden. Wegen des hohen Zeitaufwands und der Kosten für die Ausbildung stünde den Akademikern daher ein entsprechend erhöhtes Einkommen zu. In politischer Hinsicht wollte sich der RAB dafür einsetzen, das Recht der geistigen Arbeiter zu wahren. Seine Forderungen wollte er über die politischen Parteien in einer aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Nationalversammlung durchsetzen. Parteipolitik lehnte er hingegen ab. Vielmehr sollten seine Mitglieder einer politischen Partei beitreten und sich darin für die Anliegen der Akademiker einsetzen.184 Nach Gründung der Deutschen Studentenschaft im Juni 1919 verlor der Reichsausschuß an Bedeutung, da seine Aufgaben mehr und mehr von den Studentenwerken übernommen wurden.185


Deutscher Hochschulring


Anfang 1919 schlossen sich in Berlin Nichtkorporierte, Wandervögel und inaktive Verbindungsstudenten, die Fichtes Reden an die deutsche Nation als Richtschnur für ihr Handeln betrachteten, zur Fichte-Hochschulgemeinde zusammen. Fichte war für sie die „inspirierende Symbolfigur der Erneuerung“.186 Sie wollten abseits des üblichen Korporationsbetriebes und aller Parteipolitik eine überparteiliche Sammelbewegung und „völkisch-politische Erziehungsgemeinschaft [zur] Wiederbelebung des Deutschtums“ sein. Zunächst nur für Berlin riefen sie zur Gründung eines „Hochschulrings Deutscher Art“ (HDA) auf. Dort trat „fast die gesamte völkische Studentenschaft“ bei. Ziel war die „Schaffung einer wahren Volksgemeinschaft“. Hierzu wollte der Hochschulring korporierte und nichtkorporierte Studenten „zu einem festen Block für deutsche Art und deutsches Wesen gegen die zerstörenden Kräfte des Internationalismus jeder Färbung“ zusammenfassen.187


Noch im Dezember 1918 hatte sich mit ähnlicher Zielsetzung in Göttingen und Tübingen der „Studentische Bund zur Hebung des nationalen Gedankens“ und wenig später in Leipzig der „Akademische Bund der Frontsoldaten“ gegründet,188 die sich 1920 mit gleichartigen Gruppierungen, vor allem mit den an den stark politisierten Großstadtuniversitäten entstandenen HDA, zum „Deutschen Hochschulring“ (DHR) zusammenschlossen. Angesichts der revolu-tionären Verhältnisse und der Zuweisung der alleinigen Kriegsschuld an Deutschland im Ar-tikel 231 des Versailler Vertrag bekannte sich der DHR zum „deutschen Volkstum“ und er-strebte die „deutsche Volksgemeinschaft“. Hierzu wollte der DHR studentische Korporatio-nen und Freistudenten zusammenschließen, um den „Wiederaufstieg Deutschlands auf völ-kischpolitischer Grundlage“ zu bewirken. Dadurch wurde der DHR „eine Sammlungsbewe-gung der Waffenstudenten, des VDSt, Wingolfs, Schwarzburgbundes und katholischen CV“, der etwa 2/3 der in Korporationen organisierten Studenten angehörten.189


Zugleich wollte der DHR soziale Spannungen und Ungerechtigkeiten beseitigen. Auch die Förderung des Wehrgedankens und die Grenzlandarbeit waren für den DHR wichtig. Der Kyffhäuserverband befaßte sich deshalb vermehrt mit dem Grenz- und Auslandsdeutschtum.190 In der politischen Orientierung der Studenten war der DHR in der Folgezeit von „überragender Bedeutung“. Ihm gehörten später „alle völkischen Studentenverbände und der völkisch eingestellte Teil der Freistudentenschaft an.“191 Doch im Laufe der Zeit setzte sich im DHR eine immer radikalere Richtung durch, die den „Rassegedanken“ und den Antisemitismus betonte, den Parlamentarismus hingegen ablehnte.192


Verbindungen wurden nur geschlossen aufgenommen, nichtkorporierte Studenten hingegen der Fichte-Hochschulgemeinde eingegliedert. Damit verschaffte sich der DHR später eine starke Stellung in der Deutschen Studentenschaft (DSt) und in den „Allgemeinen Studentenausschüssen“.193 Die unter den DSt-Mitgliedern von 1919 bis 1921 vorherrschenden nationaldemokratischen Auffassungen wurden nun durch das stetige Erstarken des Hochschulrings von 1922 bis 1923 von national-völkischen abgelöst.194


Allgemeiner Deutscher Waffenring


Neben den DHR trat am 7./8. August 1919 in Jena der Allgemeine Deutsche Waffenring (ADW) „mit eigenem Ehrengerichtsverfahren statt einer bisher gehandhabten Abfolge von Verrufen mit PP- und Viritim-Forderungen“.195 Als zweiter großer studentischer Zusammenschluß nach dem Ersten Weltkrieg vertrat er nur die Interessen der Waffenstudenten. Gründer waren die Corps, Landsmannschaften und Turnerschaften. Der ADW war nur für die Regelung von Ehren- und Waffenangelegenheiten zuständig. Politische Fragen durften nur mit einer Zweidrittelmehrheit aufgegriffen und nur in Form von Richtlinien behandelt werden.196


Die Deutsche Burschenschaft trat zunächst nicht bei, weil für sie nur die Regelung von Sonderbelangen und waffentechnischen Angelegenheiten nicht tragfähig „für eine hochschulpolitisch wirkende studentische Partei“ waren. Erst im November 1922 erweiterte sich der ADW durch Beitritt der Deutschen Burschenschaft und anderer schlagender Verbände. Die jüdischen und paritätischen Verbindungen durften jedoch nicht beitreten.197 Waffenringe auf örtlicher Ebene befaßten sich vor allem mit der Einhaltung des jeweiligen Paukcomments. Die Fechtwarte der schlagenden Verbindungen machten in deren Zusammenkünften die Bestimmungsmensuren aus.198


Gründung der Deutschen Studentenschaft


Der Gedanke einer Vertretung aller Studenten der deutschen Universitäten und Hochschulen blieb auch im Ersten Weltkrieg lebendig. Schon im September 1916 hatten freistudentische Gruppen von sechs deutschen Hochschulen jedoch ohne jede Legitimation in Frankfurt auf einem von ihnen vorher am 24./25. Februar veranstalteten Deutschen Studententag und wenige Wochen darauf in Berlin eine Gesamtvertretung der Studenten allein nach ihren Vorstellungen entstehen lassen wollen. Der Berliner Studentenausschuß, dem vor allem Freistudenten und Mitglieder kleinerer, nichtschlagender Korporationsverbände angehörten, sollte mit der Bildung von Studentenausschüssen an sämtlichen deutschen Universitäten und Hochschulen beauftragt werden. Diese sollten nach dem Krieg einen „Allgemeinen Deutschen Studententag“ gründen. Das Verbindungsstudententum sollte dabei völlig ausgeschaltet werden. Die Zeit hierfür schien günstig zu sein, denn die Verbindungsstudenten standen mit Ausnahme der Verwundeten und Kriegsversehrten fast alle im Feld. Die schlagenden Verbindungen sahen daher in diesem Vorhaben einen „Bruch des akademischen Burgfriedens“.199


Dennoch forderte im November 1917 der Berliner Studentenausschuß in einem Rundschreiben an alle Rektorate der deutschen Universitäten und Hochschulen zur Wahl von Studentenausschüssen und zur Entsendung von Vertretern zu einem Studententag im Januar 1918 nach Jena auf. Diese sollten einen Deutschen Studententag gründen und sich mit sozialen Fragen der aus dem Krieg heimkehrenden Studenten befassen. Vergebens merkten hierzu die Korporationen an, der Akademische Hilfsbund würde sich bereits erfolgreich mit sozialen Fragen befassen. Deshalb sei ein Studententag zum jetzigen Zeitpunkt überflüssig.200 Am 19./20. Januar 1918 fand in Jena dennoch ein Studententag der damals schon bestehenden Studentenausschüsse statt, auf dem als Zusammenschluß die „Deutsche Studentenschaft“ gegründet werden sollte. Der schwerkriegsbeschädigte cand. jur. und Reserveleutnant Edgar Stelzner201 (1892-1959, Burschenschaft Bubenruthia Erlangen), konnte als Vertreter Erlangens zusammen mit anderen Burschenschaftern die Gründung einer „Deutschen Studentenschaft“ auf die Zeit nach dem Krieg verschieben, damit nicht eine zufällig an den Hochschulen weilende Minderheit, sondern auch die zurückgekehrten korporierten Studentensoldaten an dieser Entscheidung beteiligt würden.202 Daher wurde beschlossen, durch die Studentenausschüsse der Berliner und Göttinger Universität sowie der Technischen Hochschule Stuttgart Vorarbeiten zur Gründung der Deutschen Studentenschaft vornehmen zu lassen. Denn vor der Heimkehr der Korporierten aus dem Krieg sollten keine wichtigen hochschulpolitischen Entscheidungen gefällt werden. Zugleich war der Einfluß der Korporationen über die Göttinger und Stuttgarter Studentenausschüsse sichergestellt.


Die im Ersten Weltkrieg entstandene Frontkameradschaft der studentischen Kriegsteilnehmer ermöglichte nun auch ihren überörtlichen Zusammenschluß. Denn angesichts der vielfachen äußeren Nöte konnte das bis dahin Trennende zwischen Korporationen und Freistudenten überwunden werden. Ihre wirtschaftliche Not ließ die studentische Selbstverwaltung als eine Selbstverständlichkeit erscheinen. Die vor dem Krieg gemachten freistudentischen Vorschläge zur Organisation der Studentenschaft wurden zum Allgemeingut der studentischen Kriegsgeneration. Zugleich sollten die alten Gegensätze zwischen Korporations- und Freistudenten überwunden werden.203 Angesichts der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwälzungen wurde die Absonderung der Studentenschaft in einzelnen Korporationen, die vor dem Krieg dem Gedanken der studentischen Selbstverwaltung ablehnend gegenübergestanden hatten, nun durch ein neues Solidaritätsgefühl ersetzt.


Die aus dem Krieg heimgekehrten Studenten lernten sehr schnell die Spielregeln der Demokratie. Eine Art studentischer Parlamentarismus entstand, sogar studentische Parteien bildeten sich. Daher fanden häufig große Studentenversammlungen statt. An nahezu allen deutschen Hochschulen wählten die Studenten zu ihrer Selbstverwaltung meist nach allgemeinem und gleichem Wahlrecht Allgemeine Studentenausschüsse (AStA), die seitens der Universitätsbehörden anerkannt wurden. Dadurch wurden die Studentenausschüsse zu Führungsgremien des lange angestrebten und innerlich demokratisch aufgebauten und legitimierten „Studentenstaates“. Zugleich wurde der Alleinvertretungsanpruch der Korporationen für die gesamte Studentenschaft beseitigt.204 Gemäßigte Studenten arbeiteten an Verfassungen und Reformen ihrer Universitäten und Hochschulen mit, weil sie einsahen, daß Veränderungen unausweichlich geworden waren. Sie betrafen vor allem soziale Anliegen wie Mittagstische, Wohnheime, Arbeitsämter u. a. m. Einrichtungen wie das Studentenwerk haben sich teilweise bis heute erhalten. Linke Studenten forderten vor allem an den Großstadtuniversitäten wie Berlin, Leipzig oder München die Überführung der Universitäten in Volkseigentum, Mitspracherecht bei der Besetzung von Lehrstühlen und Änderung der Zulassungsvoraussetzungen für Studenten.205


Aus der Bildung der Allgemeinen Studentenausschüsse entstand die Notwendigkeit eines Zusammenwirkens der örtlichen Studentenschaften in einer gesamtstudentischen Interessenvertretung, weil für die Kriegsteilnehmer, die Studenten aus den abgetretenen oder besetzten Gebieten oder die zurückgekehrten Freikorpskämpfer und Zeitfreiwilligen in der Technischen Nothilfe zahlreiche Sonderregelungen wie Zwischensemester oder Änderungen von Prüfungsbestimmungen notwendig waren, die reichseinheitlich geregelt werden sollten.206


Nach einem weiteren vorbereitenden Treffen am 16. Juni 1919 in Erfurt gründeten auf dem Allgemeinen Studententag vom 17. bis 19. Juli 1919 in Würzburg die Studentenausschüsse von 74 Studentenschaften reichsdeutscher, Danziger, österreichischer und sudetendeutscher Hochschulen „unter dem unmittelbaren Eindruck der Knechtschaftsverträge von Versailles und St. Germain“207 die „Vertretung der Deutschen Studentenschaft“208 (DSt) als überparteiliche Dachorganisation der Studenten deutscher Abstammung und Muttersprache aller Hochschulen des deutschen Sprachgebiets mit Göttingen als Vorort. Dieser Zusammenschluß schuf die Grundlage der studentischen Selbstverwaltung, die sich bis in die heutige Zeit erhalten hat.209 Frontkameradschaft, freistudentisches Erbe und der Wille, „sich auf den Boden der neuen Tatsachen zu stellen,“ hatten die Studenten zum einmütigen Ziel zusammengeführt, „in allen der gesamten deutschen Studentenschaft gemeinsamen Angelegenheiten, insbesondere in Bildungs- und wirtschaftlichen Fragen Stellung zu nehmen und Maßnahmen durchzufüh-ren, die deutsche Studentenschaft nach innen und außen zu vertreten, ihre Rechte zu wahren, ihr Wohl zu fördern und die notwendigen Verhandlungen mit Körperschaften und Behörden zu führen. Fragen des Glaubensbekenntnisses und der Parteipolitik waren von der Beratung und Beschlußfassung ausgeschlossen.“210 Jeglicher „antisemitischer Mißton“ fehlte.211 Es gelang, einzelne Streitfragen hierzu beizulegen und durch einen „Verfassungsausschuß“ der „geeinten deutschen Studentenschaft eine Verfassung zu geben“, die vom Studententag einstimmig angenommen wurde.212 Die DSt sollte ein „Vorbild völkischer Einheit“ sein.213 Zum Schluß sandte der Deutsche Studententag Grußtelegramme an die deutsche und deutsch-österreichische Nationalversammlung sowie an den Schweizer Bundesrat. Danach sangen die Teilnehmer spontan das „Lied der Deutschen“.214


Als entscheidende Neuerung gegenüber den Korporationsausschüssen der Vorkriegszeit wurden Zwangsmitgliedschaft/-beiträge, ein allgemeines und direktes Wahlrecht eingeführt.215 Dadurch sollte die Handlungsfähigkeit der örtlichen AStA und der DSt gewährleistet werden. Zum Gründungszeitpunkt zählte die Deutsche Studentenschaft über 117.000 Mitglieder. In den Beginn ihrer Tätigkeit fiel vor allem die Selbsthilfe bei der Linderung wirtschaftlicher Not, Wohnungsvermittlung sowie Mitsprache bei der Festlegung der Kolleggelder und anderer Gebühren, Mitarbeit bei der Hochschulreform durch neu einzurichtende Fachschaften und Schaffung einer Krankheits- und Unfallversicherung. Auch wurde ein Referat „Technische Nothilfe“ im Vorstand der DSt eingerichtet.216


Doch dieser Dachverband sollte über die bloße Interessenvertretung für Angelegenheiten, die alle Einzelstudentenschaften betrafen, hinausgehen und „die überwiegende Mehrheit der Studentenschaft zu einer einheitlichen Stellungnahme zu den wichtigsten Zeitproblemen“ zusammenfassen. „Die jungakademischen Führer“ wollten die Studenten als „verantwortlich handelnde Glieder in die deutschen Hochschulen“ einordnen. Dadurch glaubten sie, „ein immer innigeres Hineinwachsen ihrer Kommilitonen in die Pflanz- und Pflegestätten deutschen Geisteslebens und deutscher Kultur zu erreichen“ und wollten sich deshalb nicht auf die Wahrnehmung eines „neuzeitlichen Koalitionsrechtes“ beschränken.217 Der neue Dachverband sah „die Studentenschaft als eine im weitesten Sinne zu verstehende politische und soziale Einheit“. Doch letztlich beherrschten die studentischen Korporationsverbände die DSt.218 Für die DSt war etwa die Arbeit auf wirtschaftlichem Gebiet nur ein Mittel zum Zweck. Daher lehnte der Verband die Zusammenarbeit mit dem RAB grundsätzlich ab, weil er sich nicht zum „Hilfsorgan irgendwelcher Akademikerverbände“ machen wollte. Denn nicht die „vorwiegende Erkämpfung von Sicherheiten“ für die zweckmäßigste Durchführung des Studiums und das spätere berufliche Fortkommen sollten für ihn bestimmend sein, sondern „die Erhaltung bzw. Formung der Akademikerschaft zu einem kompakten soziologischen Begriff“.219


Die militärische Niederlage des Kaiserreiches, der Zusammenbruch der staatlichen Ordnung und der drohende Zerfall der Reichseinheit hatten die Studenten zur Erkenntnis geführt, fehlende politische Bildung sei eine wesentliche Ursache hierfür gewesen. Beispielsweise hatten die Studenten von den gesellschaftlichen Vorstellungen der Sozialdemokraten, immerhin die stärkste Fraktion im 1912 letztmalig gewählten Reichstag, kaum Kenntnis und begegneten ihnen mit weitgehender Verständnislosigkeit.220 Selbst die Burschenschaft, die mehr als die meisten anderen studentischen Verbände für die politische Unterrichtung ihrer Mitglieder gesorgt hatte, kann davon nicht ausgenommen werden. Das hatte zum Teil auch daran gelegen, daß die Studenten bereits als Schüler lediglich zur „Vaterlandsliebe“ angehalten, jedoch von einer politischen Betätigung ferngehalten worden waren. Zudem lag das aktive Wahlrecht im Kaiserreich bei 25 Jahren. Deshalb war die Mehrzahl der Studenten nicht wahlberechtigt gewesen.


Aus diesen Gründen erhielt anfangs die Hebung der politischen Bildung, deren Mangel man als „Versäumnis des Obrigkeitsstaates“ ansah, eine zentrale Bedeutung. Politische Bildung sollte jedoch neutral sein. Lebhaft erörtert wurde daher, wie man „über ein Vermitteln von bloßem Faktenwissen und bloßen Formalitäten des politischen Betriebes“ hinausgelangen könnte. Die angestrebte Überparteilichkeit der politischen Bildung sollte zum „Parteiwesen“ als „Vorstufe zum Eintritt in den Parteienkampf“ hinführen.221 Doch den Unterschied zwischen allgemeiner theoretisch-politischer Bildungsarbeit und praktischer parteipolitischer Betätigung wollten die Studenten nicht ändern. Wenn Politik ein Betätigungsfeld für sie sein sollte, wollten sie allenfalls eine politische Bildungsgemeinschaft und keine parteipolitische Aktionsgemeinschaft sein.222 Auch die etwa von einem entsprechenden Ausschuß der Deutschen Burschenschaft zur theoretischen politischen Bildungsarbeit angestellten Überlegungen blieben verschwommen.


Als Beitrag zur Persönlichkeitsbildung und zur Erhaltung der Volksgesundheit wurde die Pflege des Sports angesehen. Nach Fortfall der allgemeinen Wehrpflicht sollte der Sport aber auch ein Mittel zur Hebung der körperlichen Tüchtigkeit sein. Schließlich kam noch die Abfassung einer allgemeinen Ehrenordnung dazu, der große Bedeutung beigemessen wurde.223


Mit Gründung der DSt war „das letzte und höchste Ziel der freistudentischen Bewegung, […] die Wiederherstellung der alten civitas academica, die Einigung der Gesamtstudentenschaft“ und deren Anerkennung durch die Universitäten und Hochschulen verwirklicht worden.224 Damit war zwar ihre Idee erfolgreich geworden, doch deren Organisation ging alsbald unter.


e. Die Berliner Universität während der Revolution


Im Krieg hatte sich an der Berliner Universität ein Allgemeiner Studentenausschuß (AStA) gebildet, der von dem vorbereitenden Jenaer Studententag beauftragt worden war, gemeinsam mit den Ausschüssen der Universität Göttingen und der Technischen Hochschule Stuttgart für die Zeit nach einem Friedensschluß einen ersten Allgemeinen Deutschen Studententag vorzubereiten.225


Bereits am 9. November gewährte der preußische Kultusminister in einem Erlaß an die Rektoren Vereins- und Versammlungsfreiheit an den Hochschulen, weil die „politische Neuordnung unserer Tage sich auf die verständnisvolle Mitarbeit des gesamten deutschen Volkes zu gründen“ hätte. Daher müsse „auch den Studierenden die Beteiligung an den das öffentliche Leben bewegenden Fragen offen stehen“. Eine disziplinäre Ahndung solle es nur für diejenigen Handlungen der Studierenden geben, die gegen Ehre, Ansehen oder Ordnung der akademischen Lehr- oder Lerngemeinschaft verstießen. Vereinigungen von Studierenden bedürften nur dann der Genehmigung durch die akademischen Behörden, wenn sie eine amtliche Anerkennung und die damit verbundenen Vergünstigungen, wie die Benutzung des Schwarzen Brettes, haben wollten. Studentische Versammlungen sollten entsprechend „dem Charakter der Solidarität der Lehrer und Schüler der Hochschule“ angezeigt werden, eine Genehmigung des Rektors würde aber künftig nicht mehr erforderlich sein.226


Nachdem sich etwa 40 Studenten „an die Seite der kämpfenden Arbeiter gestellt“227 hatten, wählten sie einen dreiköpfigen Studentenrat, der sich am 11. November zur weisungsbefugten „Universitätsbehörde“ erklärte, die alle Angelegenheiten der Universität regeln wollte.228 Es gelang ihm sogar, die Anerkennung des Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenrates zu erlangen, der ihm einen Tag später ein Amtszimmer im Reichstagsgebäude zur Verfügung stellte. Hingegen fand der Studentenrat weder bei der MSPD noch bei der USPD Anschluß.229 Wie im Vollzugsauschuß der Arbeiter- und Soldatenräte durften im Studentenrat nur Sozialisten tätig sein.230 Den bereits vorhandenen Allgemeinen Ausschuß der Studentenschaft aus Verbindungs- und Freistudenten überging der revolutionäre Studentenrat bedenkenlos.231


Am 9. November war an nahezu allen öffentlichen Gebäuden in Berlin eine rote Fahne aufgezogen worden. Nachdem auch die Neue Wache aufgelöst worden war, befestigte wenig später ein Student eine rote Fahne am daneben liegenden Universitätsgebäude. Etwa ein Dutzend Studenten hatte schweigend dabei zugeschaut. Weiterhin war in der Halle am Schwarzen Brett ein Zettel ohne den üblichen Genehmigungsvermerk des Rektors befestigt worden. Da-rauf hieß es: „Es hat sich ein Studentenrat gebildet, der sich dem Arbeiter- und Soldatenrat zur Verfügung gestellt hat. Meldungen zur Mitarbeit nimmt an stud. phil. [Alfred] Seidel.“


Um eine Gegenaktion der Studentenmehrheit zu verhindern, verfügte der Studentenrat zunächst die vorläufige Schließung der Universität mit der vorgeschobenen Begründung, sie liege „im Feuerbereiche“. Die Universitätsgebäude waren nämlich durch Maschinengewehrfeuer beschädigt und bei einzelnen waren Fenster zerstört worden. Der Wiederbeginn der Vorlesungen sollte zu einem späteren Zeitpunkt bekannt gegeben werden. Zur Mitarbeit im Sinne des Arbeiter- und Soldatenrates bereite Studenten und Studentinnen sollten sich im Reichstagsgebäude, Erdgeschoß, Zimmer 19, melden. Als weitere Programmpunkte nannte der Studentenrat die Absetzung des alten und Bestimmung eines neuen Rektors, Erlaß einer neuen Universitätsverfassung und Umwidmung der Universität zur freien Volksuniversität, Aufhebung der Immatrikulationsbeschränkungen, Wahl der Dozenten durch die Studenten, Änderung der Examensbedingungen und Unterhalt der Studenten auf Staatskosten. Die Korporationen sollten aufgelöst werden.


Den abgesetzten Rektor und einige andere Professoren hatte der provisorische Studentenrat als Geiseln genommen. Da der Physiker Albert Einstein (1879-1955), der wegen seines Auftretens in Versammlungen der USPD232 als politisch Linker, vielleicht sogar als „Roter“ bekannt war, um das Leben der Geiseln fürchtete, bat er den Physiker Max Born (1882-1970) und den Psychologen Max Wertheimer (1880-1943), sich gemeinsam mit ihm für die inhaftierten Kollegen einzusetzen. Nachdem es den drei Professoren endlich gelungen war, den Studentenrat im weitläufigen Reichstagsgebäude zu finden, erfuhren sie, dieser hätte zwischenzeitlich die Geiseln und die Universitätsgebäude „der neuen sozialistischen Regierung“ übergeben und daher hätte die Abordnung mit ihr zu verhandeln. Daraufhin begab sich die Abordnung in das Reichskanzlerpalais in der Wilhelmstraße. Da sich der für die Freilassung angeblich allein zuständige Reichskanzler Ebert in einer Kabinettssitzung befand, führte sie der jüdische Politiker und Schriftsteller Eduard Bernstein (1850-1932) nach langem Warten endlich in einen kleinen Raum, wo sie Ebert trafen. Nachdem Ebert sich das Anliegen der Abordnung angehört hatte, kritzelte er eine entsprechende Empfehlung zur Freilassung der Geiseln mit seiner Unterschrift auf eine Visitenkarte und die Audienz war beendet. Sodann konnte die Abordnung die Freilassung ihrer Kollegen erwirken.233


Die in anderen Stadtteilen liegenden Institute der medizinischen Fakultät sowie die Charité und die Anatomie waren nicht geschlossen worden. Als sich daraufhin mißtrauisch gewordene Studenten zum Reichstagsgebäude begaben, wo der revolutionäre Studentenrat tagte, wurden sie nicht vorgelassen. Schnell stellte sich heraus, lediglich etwa 40 radikal gesinnte Studenten, vor allem Angehörige des Internationalen Studentenvereins, der Kern der späteren „Sozialistischen Studentenpartei“, hätten die drei Kommilitonen als Studentenrat gewählt.234 Am 11. November protestierten die Mediziner gegen die „Vergewaltigung“ der Berliner Studenten durch den „Studentenrat“ und wählten als erste Fakultät einen achtzehnköpfigen Ausschuß, der sich beim Vollzugsrat des Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenrates gegen die handstreichartige Amtsanmaßung des „Studentenrats“ verwahrte. Als der Vollzugsrat erkannt hatte, der „Studentenrat“ vertrete nicht die Mehrheit der Studenten, entzog er ihm seine Unterstützung.235 Als der ehemalige „Studentenrat“ daraufhin am Sonntag, dem 17. November, einen „Rat der geistigen Arbeiter“ als Ersatz ins Leben rief, ereilte diesen das gleiche Schicksal.


Am Donnerstag, dem 14. November, wurden auch im Universitätsgebäude und in allen Instituten die Vorlesungen wieder aufgenommen. Die anderen Fakultäten beriefen nun ebenfalls Versammlungen ein, um über den Handstreich zu beraten. Sie beschlossen die Einberufung einer allgemeinen Studentenversammlung in der Aula für den kommenden Sonnabend, dem 16. November. Zu Beginn der Versammlung wurde ein Vertreter der Sozialistischen Studentenpartei mit den Rufen: „Spartakus raus!“ und „Pfui!“ niedergebrüllt. Schließlich schlug ein der neu gegründeten Sozialistischen Studentenpartei angehörender Student die Annahme einer Resolution vor, derzufolge sich die Studentenschaft auf den „Boden der gegebenen Tatsachen“ stellen und auf der Grundlage eines gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts einen neuen anstelle des von den Korporationen beherrschten alten Studentenausschusses wählen sollte. Doch eine Abstimmung scheiterte an der Frage, ob auch Ausländer abstimmen dürften. Besonders die Korporierten mochten nicht einsehen, daß sich Studenten anderer Länder, ja sogar der „Feindstaaten“, in Angelegenheiten ihrer deutschen Kommilitonen einmischen dürften.236 Die in der Aussprache für und dagegen geäußerten Meinungen wurden entweder niedergebrüllt oder gingen in Johlen oder Beifallklatschen unter. Mehrmals mußte die Versammlungsleitung mit der Auflösung der Versammlung durch den Sicherheitsdienst drohen. Schließlich wurde die Versammlung auf den Bußtag vertagt.237


Da der Rektor wegen der in der Aula vorgekommenen nicht unerheblichen Sachbeschädigungen die Erlaubnis zu einer weiteren Versammlung dort untersagt hatte, fand diese am 23. November in der mit etwa 3.000 Personen vollbesetzten Neuen Aula der Universität statt. Einleitend hielt cand. jur. Günther Axhausen als Führer der Demokratischen Studentenpartei eine kurze Rede, die mit „brausendem Beifall“ von allen Seiten, abgesehen von einigen Sozialisten, aufgenommen wurde. Darin forderte er, zunächst müsse „für Ruhe, Sicherheit und Ordnung gesorgt werden“. In einer von der Mehrheit verabschiedeten Resolution versprachen die Anwesenden die jetzige provisorische Regierung zu stützen, sofern sie gewillt sei, auch den nichtsozialistischen Kräften eine Beteiligung an der Leitung der Staatsgeschäfte zuzubilligen. Außerdem wurde „die baldmöglichste Einberufung der Nationalversammlung“ gefordert. Ein neunköpfiger „Arbeitsausschuß“ solle nach gleichem, geheimem Wahlrecht als Studentenvertretung gewählt werden, der die studentischen Interessen im engsten Einvernehmen mit der Dozentenschaft gegenüber der Revolutionsregierung wahrnehmen und eine neue Hochschulverfassung ausarbeiten solle.238


Nun gewannen die Besonnenen unter den Studenten die Oberhand, und man einigte sich in der Ausländerfrage darauf, den Ausländern zwar Zutritt auf einer besonderen Empore, aber kein Stimmrecht zu gewähren. Der weitere Verlauf der Versammlung war dann den Programmvorstellungen der einzelnen Gruppen, die sich als Folge der zwischenzeitlich eingetre-tenen Politisierung der Studentenschaft gebildet hatten, und den Korporationen vorbehalten.


Im Anschluß an diese Versammlung trafen sich etwa 400 männliche und weibliche Studenten, um sich in dem von Axhausen angeregten Sinn zu betätigen. Sie sahen die Hauptgefahr „in den Spartakusleuten und noch weiter links stehenden Leuten“. Sie beschlossen, „durch Wort und Tat auf Bahnhöfen, in Kasernen und Lazaretten, Versammlungen usw.“ für ihre Ziele zu arbeiten. Unter Tat verstanden sie die Verbreitung von Flugzetteln. Es wurde daraufhin ein Vorstand gewählt, dem Referendar Dr. Alfons Sack, (1887-1944, Corps Normannia Berlin), später Rechtsanwalt in Berlin, als Vorsitzender, cand. phil. Wolf als dessen Vertreter und Günther Axhausen angehörten. Einen Namen hatte diese Vereinigung zunächst nicht. Nach-dem sie sich in den zuvor bezogenen Büros „zu sehr von den Spartakusleuten überwacht“.239 fühlten, richteten sie sich ein Büro im Hotel Bristol unter dem Namen einer Studentenwehr ein. Weitere Studentenversammlungen folgten in den nächsten 14 Tagen.


Erst am Freitag, dem 22. November, hatten sich auf Einladung des Vorsitzenden des Berliner Waffenringes fast alle studentischen Korporationen versammelt, um ein gemeinsames Programm für die Wahl des Studentenrates zu vereinbaren. Zwar nahm die Versammlung einen tadellosen Verlauf, doch eine Gemeinsamkeit konnte nicht erzielt werden. Denn Corps und Burschenschaften wollten zum Mißfallen der anderen Verbände unbedingt die Vorstellungen der schlagenden Verbände durchsetzen. Als sie damit gescheitert waren, traten die Corps und die Mehrzahl der Burschenschaften der studentischen Partei „Deutsch-nationale Großgruppe“ bei. Sie forderte Änderungen in der Selbstverwaltung und der sozialen Struktur der Studentenschaft und wandte sich deutlich gegen alle Einmischungen von Ausländern.


An der Wahl für den Studentenrat vom 30. November bis 2. Dezember nahmen vier große Studentenparteien teil. In der „Hochschulpartei“, sammelten sich fachliche Vereinigungen und die meisten nichtschlagenden Verbindungen, die „eine gesunde, organische Reform des Hochschulwesens anstrebten“ und die Mehrzahl der Studenten vertraten. Diese Partei befürwortete ein gesamtdeutsches Studentenparlament, forderte weitgehende studentische Selbstverwaltung, einschließlich der Dozentenberufung. Sie verlangte „Unterstützung der jetzigen Regierung und baldigste Einberufung einer Konstituante“. Die Zulassung zum Universitätsstudium solle von dem Nachweis einer Vorbildung abhängig gemacht werden. Für nicht genügend vorgebildete Personen sollten Volkshochschulen gegründet werden. Eine ähnliche Richtung vertrat die „Deutsch-nationale Großgruppe“, ein Zusammenschluß schlagender Verbindungen. Weitere Gruppen waren der „Schwarze Ring“, die „Freie Wissenschaftliche Vereinigung“, der VDSt, der Berliner Wingolf und einige andere Verbindungen. Die „Hochschulpartei“ errang fünf und die „Deutsch-nationale Großgruppe“ nur zwei Sitze. Der vom K.C. initiierten paritätisch-jüdischen „Einigungsgruppe“ gehörten korporierte und nichtkorporierte jüdische sowie mit ihnen sympathisierende freie Studenten an.240 Sie stand dem Programm der „Hochschulpartei“ nahe. Der „Sozialistischen Studentenpartei“ waren die sozialistisch gesinnten Studenten, sechs männliche und drei weibliche, beigetreten.241 Sie hielt an dem bereits von ihr zuvor verkündeten Programm fest. Diese beiden letztgenannten Parteien gewannen jeweils einen Sitz. Dazu kam noch die „Fortschrittliche Frauengruppe“.242 Damit ergab sich eine „liberaldemokrati-sche Mehrheit“. Vorsitzender des AStA wurde jedoch ein Mitglied des VDSt.243
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